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Frohe Weihnachten



Das für die kommunale Ebene herausragende Ereignis 
im November des heurigen Jahres war wohl die Einigung 
über den Finanzausgleich 2017. Ich darf diese Neurege-
lung der Finanzbeziehungen zwischen Bund, Ländern 
und Gemeinden zum Anlass nehmen, um aus Sicht der 
Gemeinden auf ein paar wesentliche Inhalte dieses Pak-
tums einzugehen. 

Zunächst ist positiv anzumerken, dass die vertikale 
Verteilung (Bund/Länder/Gemeinden) durch den Weg-
fall von Detailregelungen (ua. Wegfall des EU-Beitrages) 
ergebnisneutral vorgenommen wurde und der Gemeinde-
anteil weiterhin rd. 11,8% am Gesamtsteueraufkommen 
beträgt. Weitere Vereinfachungen betreffen den Wegfall 
von Detailregelungen, wie den Werbesteuer-, Selbstträ-
gerschafts- und Getränkesteuerausgleich. Auf Basis dieser 
Situation erfolgt die Bildung der Ländertöpfe der Ge-
meindeertragsanteile ab 2017 nur mehr durch Volkszahl, 
abgestuften Bevölkerungsschlüssel und Fixschlüssel. In 
diesem Zusammenhang ist es aus Sicht der westlichen 
Bundesländer insbesondere wichtig, dass es gelungen ist, 
die länderweisen Anteile für die Gemeinden „Länder-
töpfe“ jedenfalls im bisherigen Ausmaß beizubehalten 
(„Neutralisierung auf Basis des Jahres 2016“). 

Zum Thema „Wegfall Getränkesteuerausgleich“ ist fest-
zuhalten, dass die besonderen Aufgaben von Fremden-
verkehrsgemeinden nunmehr durch die Zahl der Nächti-
gungen berücksichtigt werden, wie es ja bereits derzeit in 
den Übergangsbestimmungen zum Abbau des Getränke-
steuerausgleichs der Fall ist. Ob damit und in Verbindung 
mit einer größenklassenweisen Neutralisierung sowie 
durch eine Übergangsregelung in Form einer „Dynamik-
Garantie“ es zu keinen Einbußen bei den Ertragsanteilen 
für jede einzelne Gemeinde kommt, werden die Berech-
nungen zeigen. Unter „Dynamik-Garantie“ ist zu verste-
hen, dass die Steigerung der Ertragsanteile der einzelnen 
Gemeinde gegenüber dem Vorjahr zumindest die Hälfte 
des Landesdurchschnitts betragen soll. Zu diesem Zweck 
werden die Ertragsanteile einer Gemeinde, wenn sie unter 
diesem Niveau liegen, auf dieses Niveau aufgestockt. 
Durchaus möglich, dass die dabei sich ergebenden Effekte 
(„Verwerfungen“) eine geänderte Finanzkraftermittlung 
auf landesgesetzlicher Basis erforderlich machen.  Im 
Rahmen einer schrittweisen aufgabenorientierten Res-
sourcenzuteilung „Einstieg in den Umstieg“ ist vorgese-
hen, ab 01.01.2018 die Verteilung der Ertragsanteile der 
Gemeinden im Bereich der Elementarbildung (Kinder 
bis sechs Jahre) anhand von im Vorhinein festzulegender 
quantitativer und qualitativer Parameter vorzunehmen. 
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Die Meinung des Präsidenten
Liebe Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, geschätzte Leser

Im zweiten Schritt wird im Pflichtschulbereich (sechs 
bis fünfzehn Jahre) die Aufgabenorientierung vorbereitet 
und als weiteres Pilotprojekt ab 01.01.2019 realisiert. 

Als „frisches Geld für die Gemeinden“ wird ein Ein-
malbetrag des Bundes für Asyl- und Migrationskosten 
bereitgestellt. Auf die kommunale Ebene entfällt dabei 
ein Betrag in Höhe von insgesamt 37,5 Mio. Euro. Der 
Aufteilungsschlüssel für die einzelnen Gemeinden ist 
noch zwischen dem Österreichischen Gemeindebund 
und dem Städtebund zu verhandeln. Hierbei würde wohl 
eine Aufteilung nach Personen in der Grundversorgung 
zu bestimmten Stichtagen in der jeweiligen Gemeinde 
eine geeignete Verteilungsvariante darstellen. 

Als Ausgleich für Kostensteigerungen v. a. in den 
Bereichen Gesundheit und Soziales stellt der Bund den 
Gemeinden insgesamt 53 Mio. Euro als Fixbetrag pro 
Jahr von 2017 bis 2021 zur Verfügung. Dieser Betrag 
wird länderweise nach dem abgestuften Bevölkerungs-
schlüssel verteilt. Dabei entfallen auf die Tiroler Gemein-
den rd. 4.361.000,00 Euro. Die gemeindeweise Verteilung 
ist ebenfalls noch zwischen den österreichischen kom-
munalen Interessensverbänden zu verhandeln. Insgesamt 
bewirkt diese Maßnahme eine Erhöhung der bundeswei-
ten Gemeinde-Ertragsanteile im Ausmaß von ca. 0,5%. 

Darüber hinaus werden den Gemeinden 60 Mio. Euro 
jährlich für einen Strukturfonds zur Verfügung gestellt. 
Diese Mittel sollen vor allem Gemeinden, die von Bevöl-
kerungsabwanderung betroffen sind und finanzschwachen 
Gemeinden zugutekommen. Die Aufteilungskriterien im 
Detail sind noch festzulegen bzw. erfolgen im Verord-
nungswege durch den Bundesminister für Finanzen. 

Eine weitere Maßnahme betrifft die Bildung eines 
Fonds für die aus der Eisenbahnkreuzungsverordnung 
2012 für die Gemeinden sich ergebenden Kostenfolgen. 
Dabei stehen jährlich ca. 10 Mio. Euro zur Verfügung, 
die zu je 50% aus Bundes- und Gemeindemitteln dotiert 
werden. 

Sehr erfreulich ist im Bereich der Pflegefinanzierung 
die Beibehaltung des Pflegefonds in Höhe von 350 Mio. 
Euro jährlich. Zudem erfolgt ab 2018 eine Valorisierung 
mit jeweils 4,5%. 

Im Bereich der Siedlungswasserwirtschaft stehen im 
Zeitraum 2017 bis 2021 jeweils jährlich 80 Mio. Euro 
zur Verfügung. Damit bleibt auch ich in diesem - für die 

Kommunen so wichtigem Segment - die gemeinsame 
Finanzierung erhalten. 

Bereits über längere Zeit wird über eine Reform der 
Grundsteuer B diskutiert und wurde als Ergebnis einer 
Arbeitsgruppe ein Reformpapier ausgearbeitet. Für die 
Realisierung dieses Vorhabens wird nunmehr ein Geset-
zesvorschlag im Jahr 2017 in Aussicht gestellt, wobei die 
Durchführung der Bewertung auf Gemeindeebene zu 
erfolgen hätte.

Als Maßnahme einer Verwaltungsvereinfachung ist 
beabsichtigt zu prüfen, ob die Einhebung der Kommu-
nalsteuer in Hinkunft im Wege der Sozialversicherungs-
träger erfolgen sollte. 

Eine jedenfalls willkommene Änderung stellt die Ver-
kürzung der Frist für die Weiterleitung der vom Bund je-
weils am 20. des Monats überwiesenen Ertragsanteile der 
Gemeinden mit dem 23. desselben Monats dar (bisher: 
10. des Folgemonats). 

Abseits des Paktums zum Finanzausgleich 2017 wurde 
auf Bundesebene ein sog. „Kommunales Investitionspro-
gramm“ beschlossen. In diesem Zusammenhang sollen in 
den Jahren 2017 und 2018 je 87,5 Mio. Euro durch den 
Bund zur Förderung von zusätzlichen Investitionen der 
Gemeinden zur Modernisierung der Infrastruktur – mit 
Ausnahme von Fahrzeugen und Personalkosten - bereit-
gestellt werden. Die maximale Förderhöhe pro Investiti-
onsprojekt soll 2 Mio. Euro betragen bzw. der maximale 
förderbare Anteil 25%. Die weiteren Details in diesem 
Zusammenhang bleiben noch abzuwarten. 

Nach dieser auf die wesentlichsten Eckpunkte be-
schränkten Darstellung des FAG 2017 lässt sich insge-
samt ein doch einigermaßen zufriedenstellendes Ergebnis 
für die kommunale Ebene ableiten. Dies vor allem vor 
dem Hintergrund der schwierigen Ausgangslage und 
der sehr differenten wechselseitigen Forderungen nicht 
zuletzt auch innerhalb der kommunalen Interessensver-
tretungen. 

Sehr kritisch ist jedoch der ebenfalls in zeitlicher Nähe 
zu den Finanzausgleichsverhandlungen ausgesandte 
Begutachtungsentwurf zum sogenannten Bildungsin-
vestitionsgesetz zu beurteilen. Hier ist insbesondere zu 
monieren, dass von den bereitgestellten 750 Mio. Euro 
für den Ausbau ganztägiger Schul- und Betreuungsange-
bote lediglich für die allg. Pflichtschulen (Schulerhalter 
Gemeinde) in Summe nur 428 Mio. Euro vorgesehen 
sind. Umgelegt auf den Zeitraum von 9 Jahren bedeutet 
das durchschnittlich jährlich 47,5 Mio. Euro bis 2025. 
Demgegenüber hätten die Gemeinden nach Realisie-
rung der Intention dieses Vorhabens ab 2026 jährlich 
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Kosten in Höhe von 58 Mio. Euro zu erwarten. Auch 
der in diesem Zusammenhang auf den Ausbau der sog. 
„verschränkten Unterrichtsform“ gelegte Fokus erweist 
sich gerade für den ländlichen Raum als nicht förderlich 
und im Hinblick auf den Einsatz von Freizeitpersonal als 
kaum administrierbar. 

Die herannahende Weihnachtszeit und den anschlie-
ßend bevorstehenden Jahreswechsel darf ich abschlie-
ßend zum Anlass nehmen, um mich bei den Mitgliedern 
des Präsidiums, des Verbandsvorstandes sowie bei allen 
Funktionären im Gemeindeverband und bei den Mitar-
beiterInnen in der Geschäftsstelle für ihren Einsatz und 
die angenehme Zusammenarbeit herzlich zu bedanken. 
Ebenfalls bedanke ich mich bei den politischen Entschei-
dungsträgern auf Landesebene und den vielen Bediens-
teten in den diversen Organisationseinheiten des Landes 
für das ergebnisorientierte und konstruktive Miteinander. 
Mit diesem Dank verbinde ich gleichzeitig die Bitte, dies 
im Sinne unserer Bürgerinnen und Bürger auch im Jahre 
2017 beizubehalten.

Ich freue mich schon auf die gemeinsamen Herausfor-
derungen im Neuen Jahr,  meint Euer

 Ernst Schöpf
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Tiroler Gemeindeverband im Internet:

www.gemeindeverband-tirol.at

Am Sonnenplateau wird die
Gemeinsamkeit groß geschrieben
Die Region Serfaus-Fiss-Ladis gilt als eines der populärsten Skigebiete im gesamten Tiroler 
Raum. Die drei Gemeinden machen freilich nicht nur in Sachen Tourismus gemeinsame 
Sache. Kommunenübergreifende Projekte sind dort eine Selbstverständlichkeit. „Ein Para-
debeispiel ist der neue Mittelschulverband mit dem im Jahr 2004 eröffneten Schulgebäude 
in Fiss“, verrät Bürgermeister Markus Pale im Gespräch mit der TIROLER GEMEINDE-
ZEITUNG. Aber es gibt noch andere gemeinsame Projekte.

Keine Frage: Am Sonnenplateau ober-
halb des Oberen Gerichts wird Gemein-
samkeit groß geschrieben. Gerade auch im 
Schulwesen wird das deutlich. Wie dem 
neuen Dorfbuch zu entnehmen ist, waren 
ab 1962 nach einer umfangreichen Schul-
reform alle zehn- bis 14-jährigen Kinder 
vom Sonnenplateau dazu verpflichtet, eine 
Hauptschule zu besuchen. 1966/67 wurde 
Fiss Mitglied im Hauptschulsprengel 
Prutz/Ried. Während die früher übliche 
Volksschul-Oberstufe auslief, hatten die 
Kinder von Fiss, Serfaus und Ladis fortan 
die 1969 neu erbaute Hauptschule in 
Prutz zu besuchen.

Dies bedeutete auch, dass die Schüler 
den ganzen Tag nicht mehr in ihren Dör-
fern waren und während der Wochentage 
auch nicht mehr am aktiven Dorfgesche-
hen teilnehmen konnten. Im Winter war 
es noch dunkel, als der Schulbus nach 
Prutz abfuhr, abends bereits finster, als 
die Kinder nach Hause kamen. Ab den 
1990er-Jahren konnten die Kinder dann 
zwischen Halbtags- und Ganztagsbetreu-
ung wählen, was die Situation der „Ent-
völkerung der Dörfer“ entschärfte.

Der Wunsch, am Plateau eine eigene 
Hauptschule zu bauen, war lange präsent. 

Ein herrliches Wintervergnügen: Wedeln auf den Pisten des Skigebietes Serfaus-
Fiss-Ladis im Tiroler Oberland.
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Mag. Markus Pale
Bürgermeister von Fiss

Gemeindeamt
Via-Claudia-Augusta 35
6533 Fiss

Tel.05476 6352
Fax: 05476 6352 20

E-Mail:
m.pale@tirol.gv.at

Internet:
www.fiss.tirol.gv.at
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Die Realisierung ließ allerdings mehr 
als 30 Jahre auf sich warten. Schon 1998 
wurden in den Gemeinden entsprechende 
Grundsatzbeschlüsse gefasst. Vier Jahre 
später fand ein Architektenwettbewerb 
statt. Noch im gleichen Jahr konnte die 
Gemeinde Fiss die notwendigen Grund-
käufe tätigen, auch der „Hauptschulver-
band Serfaus-Fiss-Ladis“ wurde gegrün-
det.

Nach dem Spatenstich im April 
2003 bezogen im Herbst 2004 Schüler 
und Lehrpersonal die acht Klassen der 
„Hauptschule Serfaus-Fiss-Ladis“, die seit 
Herbst 2014 entsprechend des im Schul-

jahr 2008/2009 österreichweit gestarteten 
Schulversuches die Bezeichnung „Neue 
Mittelschule Serfaus-Fiss-Ladis“ trägt.

Der Fisser Bürgermeister Markus Pale: 
„Der Grundstein, dass in unseren Ge-
meinden alles gut funktioniert, ist ohne 
Frage die gemeinsame Schule. Die Tat-
sache, dass die Kinder vom Plateau so 
immer zusammen sind, wirkt sich positiv 
auf das Gemeinschaftsgefühl aus. Auf 
diese Art und Weise wächst unsere Region 
immer stärker zusammen, was absolut 
Sinn macht. Deshalb sind gemeindeüber-
greifende Projekte meiner Ansicht nach 
generell zu forcieren.“

Der Maschinenring bedankt sich bei den
Tiroler Gemeinden für die Zusammenarbeit und 
das Vertrauen und wünscht frohe Weihnachten 
und einen guten Rutsch ins neue Jahr!

www.maschinenring.tirolMR-Service Tirol reg.Gen.m.b.H.

Die Neue Mittelschule in Fiss. Hier drücken die Schüler aus Fiss, Serfaus und Ladis 
die Schulbank. Früher mussten sie die Anfahrt nach Prutz in Kauf nehmen.
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Wir wünschen allen
Bürgermeistern, Gemeinderäten

und Gemeindebediensteten sowie
allen Lesern dieser Zeitschrift

Gesegnete Weihnachten und

ein erfolgreiches Jahr 2017

Für den Tiroler Gemeindeverband

Präsident Geschäftsführer
Ernst Schöpf Peter Stockhauser

Gemeinsam tritt am Plateau auch das 
bis weit über die Grenzen des Landes hin-
aus bekannte Skigebiet Serfaus-Fiss-Ladis 
auf. Die ersten Tendenzen in Richtung 
Wintersport gab`s in Fiss schon in den 
1950er-Jahren. Der eigentliche Startschuss 
war ein im Jahr 1958 errichteter Lift der 
Firma STEMAG, der bis 1967 betrieben 
wurde. 1966 wurde die Fisser Skiliftge-
sellschaft gegründet. In den Folgejahren 
gab es immer wieder neue Erschließungen, 
wobei die Anbindung an den Nachbarort 
Ladis im Jahr 1974 ein echter Meilenstein 
war. Noch mehr gilt das für das Jahr 1999. 
Da erfolgte die Verwirklichung des lang 
geplanten und hart verhandelten Zusam-
menschlusses der Skigebiete Fiss-Ladis 
und Serfaus zu „Tirols neuer Skidimensi-
on Serfaus-Fiss-Ladis.“

Das Skigebiet garantiert seither Besu-
chern aus dem In- und Ausland höchsten 
Komfort. Durch seine Lage ist es auch bei 
Sonnenanbetern höchst populär. Pale: „Im 
Laufe der Jahre haben wir auch im touris-
tischen Bereich bewiesen, dass eine enge 
Zusammenarbeit sinnvoll ist.“

Der Fisser Bürgermeister ist überzeugt, 
dass zwar auch in Zukunft gemeindeei-
gene Projekte nicht ausbleiben werden, 
die interkommunale Zusammenarbeit 
aber immer mehr an Bedeutung gewin-
nen wird. „Denn Zusammenarbeit macht 
in letzter Konsequenz alle stärker“, ist 
der Gemeindechef überzeugt. So wurde 
am Plateau etwa auch die Drehleiter der 
Freiwilligen Feuerwehr Serfaus gemein-
sam finanziert und kommt im Ernstfall in 
jedem der drei Orte zum Einsatz. „Würde 
hier jeder sein eigenes Süppchen kochen, 
würden auch die Kosten extrem ansteigen, 
was in der heutigen Zeit nicht mehr zu 
verantworten wäre.“

Sinn macht es nach Ansicht von Pale, 
einzelne Verbände nach den jeweiligen 
Anforderungen zu gründen. In Ausarbei-
tung ist aktuell etwa ein eigener Wasser-
verband gemeinsam mit den Gemeinden 
Ladis und Ried. „Auch das ist ein Vorha-
ben, das im Alleingang in der heutigen 
Zeit praktisch nicht mehr machbare wäre“, 
ist der Gemeindechef von Fiss überzeugt.

 Peter Leitner



www.raiffeisen-tirol.at

Raiffeisen wünscht eine schöne Weihnachtszeit 

und ein erfolgreiches neues Jahr.
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Einfluss der Kommunen auf die EU

Mit der 1994 erfolgten Schaffung der 
jüngsten Institution der Europäischen 
Union, dem Europäischen Ausschuss der 
Regionen (AdR), wurde den lokalen und 
regionalen Gebietskörperschaften eine 
rechtlich abgesicherte Möglichkeit der 
Einflussnahme auf die europäische Mei-
nungsbildung und Gesetzgebung in die 
Hand gegeben. Da Brüssel immer mehr 
Themen besetzt, die auch die Kommunen 
und Regionen direkt oder indirekt betref-
fen, war diese Notwendigkeit gegeben.

Zwei wesentliche Ziele wurden mit der 
Errichtung des Ausschusses der Regionen 
verfolgt. Zum einen sollten die Vertreter 
der Gemeinden, Städte und Regionen bei 
der Konzipierung neuer EU-Vorschriften 
mitreden, zum anderen sollte dadurch 
vermieden werden, dass die immer rascher 
fortschreitende und sich vertiefende Uni-
on ihre BürgerInnen auf ihrem Weg nicht 
mehr „mitnimmt“. Die Beteiligung von 
auf lokaler und regionaler Ebene gewähl-
ter Mandatare wurde und wird als eine 
ideale Möglichkeit gesehen, diese Distanz 
zu überbrücken. 

Der AdR hat 350 Mitglieder und 
ebenso viele Stellvertretende Mitglieder. 
Seine Mitglieder werden vom Rat durch 
einstimmigen Beschluss auf vier Jah-
re ernannt. Eine Wiederernennung ist 
zulässig, jedoch darf das Mitglied nicht 
gleichzeitig im Europäischen Parlament 
sein. Die Mitglieder sind an keine Wei-
sungen gebunden und demgemäß in ihrer 
Tätigkeit unabhängig und nur dem Wohl 

der Gemeinschaft verpflichtet. Österreich 
entsendet 12 Mitglieder in den AdR. Die 
von der Bundesregierung wahrzuneh-
mende Mitwirkung Österreichs an der 
Ernennung der Mitglieder des AdR hat 
auf Grund von verbindlichen Vorschlägen 
der Länder sowie des Österreichischen 
Städtebundes und des Österreichischen 
Gemeindebundes zu erfolgen. Die Länder 
haben je einen, der Österreichische Städ-
tebund und der Österreichische Gemein-
debund gemeinsam drei Vertreter und 
Stellvertreter vorzuschlagen. 

Tirol ist mit Landtagspräsident Herwig 
van Staa als Mitglied und Landeshaupt-
mann Günther Platter als stellvertretendes 
Mitglied im AdR präsent. Beinahe seit 
dem Start des AdR leitet Tirol die öster-
reichische AdR-Delegation und wirkt im 
AdR-Präsidium mit. Mit Bürgermeister 
Hanspeter Wagner, Breitenwang, stellt Ti-
rol ein weiteres AdR-Mitglied, und zwar 
für den Österreichischen Gemeindebund.

Die wesentliche Funktion des AdR 
besteht somit darin, die EU bürgernä-
her zu machen und durch gemeinsame 
Positionierungen zu einer wirklich bürger-
orientierten Politikgestaltung zu bewegen. 
Einerseits muss der AdR den Informati-
onsfluss von den EU-Institutionen hin zu 
den Gemeinden und Regionen Europas 
gewährleisten und andererseits als jenes 
Gremium fungieren, über das sich die re-
gionalen und lokalen Gebietskörperschaf-
ten im institutionellen Räderwerk Gehör 
verschaffen können. 
www.cor.europa.eu

Landtagspräsident Herwig van Staa ist Mitglied im Ausschuss der Regionen.
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N E U E  H E I M AT  T I R O L
Gemeinnützige WohnungsGmbH 
Gumppstraße 47, A-6023 Innsbruck
Tel.: (0512) 3330, nhtirol@nht.co.at
www.neueheimattirol.at

N E U E  H E I M AT  T I R O L
Gemeinnützige WohnungsGmbH

Gumppstraße 47, A-6023 Innsbruck
Tel.: (0512) 3330, nhtirol@nht.co.at

www.neueheimattirol.at
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NEUE HEIMAT TIROL
einfach Zuhause

Leistbares Wohnen ist und bleibt ein Grundbedürfnis der Tiroler Bevölkerung.  
Mit den 5 Euro-Wohnungen setzt die NEUE HEIMAT TIROL in enger Zusammenarbeit 
mit dem Land Tirol/Abteilung Wohnbauförderung neue Maßstäbe für leistbares Wohnen. 
In der Bezirkshauptstadt Schwaz wird derzeit das tirolweit erste Projekt umgesetzt. 
Beim angepeilten Endmietpreis von 5 Euro pro m² sind Betriebs- und Heizkosten 
sowie Umsatzsteuer bereits inkludiert.

Gerne möchten wir auch in Ihrer Gemeinde ein Projekt umsetzen!

Dir. Hannes Gschwentner, (0512) 3330-162, gschwentner@nht.co.at
Prof. Dr. Klaus Lugger, (0512) 3330-163, lugger@nht.co.at

5 Euro-Wohnungen

A4_Anz._5-Euro-Whg..indd   1 09.03.16   07:55
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Herausforderung Sicherheit in 
einem sich wandelnden Umfeld

Die AGES, die Österreichische Agentur 
für Gesundheit und Ernährungssicherheit 
GmbH, spielt eine wesentliche Rolle in 
den Bereichen Lebensmittelsicherheit, 
Tiergesundheit, öffentliche Gesundheit, 
Arzneimittel sowie in der Landwirtschaft. 
Listerien oder Salmonellen in Lebensmit-
teln, Schweinegrippe,  West Nil Fieber, 
Blauzungenkrankheit, Arzneimittelfäl-
schungen oder Arsen im Reis: Immer ist 
die AGES beteiligt, mögliche Risiken 
für Mensch, Tier und Pflanze abzuweh-
ren und einzudämmen und so für mehr 
Sicherheit für die VerbraucherInnen in 
Österreich zu sorgen.

In einer globalisierten Welt ändern sich 
die Anforderungen sowohl für den ho-
heitlichen Bereich als auch für die Wirt-
schaftsbeteiligten rasch. Neue Gefahren 
und Probleme treten in Erscheinung: 
Vormals „exotische“ Krankheitserreger 
bei Mensch und Tier wie zum Beispiel 
das West Nil Virus oder die Blauzungen-
krankheit stellen die Gesundheitssysteme, 
aber auch ganze Wirtschaftsbranchen 
in Europa vor neue Herausforderungen. 
Ausbrüche schwerster Krankheiten wie 
der Ebola-Ausbruch in Westafrika kön-
nen binnen kurzer Zeit die ganze Welt in 
Alarmbereitschaft versetzen. Aber auch 
Krankheiten, die durch Lebensmittel 
verursacht werden, können in einer globa-
lisierten Welt beträchtliche Dimensionen 
annehmen und erfordern grenzüberschrei-
tende Zusammenarbeit.

Die Aufgabe der AGES ist es, mögliche 
Risiken für Konsumenten, Wirtschaft und 
Landwirtschaft so gering wie möglich zu 
halten und damit einen Beitrag zum ho-
hen Sicherheitsniveau von Lebensmitteln, 
Arzneimitteln und Medizinprodukten, 
Futtermitteln und landwirtschaftlichen 
Betriebsmitteln in Österreich zu leis-
ten. Als Ansprechpartner für Behörden 
und Wirtschaft für human- und vete-
rinärmedizinische Fragen, für Fragen 
zur Lebensmittelsicherheit, zu Wasser, 
Landwirtschaft und Strahlenschutz führt 

die AGES Referenzzentralen und Refe-
renzlabors für Untersuchung, Diagnose 
und Begutachtung von Infektionskrank-
heiten bei Mensch, Tier und im Lebens-
mittelbereich. Planungsgrundlagen und 
Planentwürfen für effiziente und effektive 
Überwachungsprogramme und Kontrollen 
liefern die Basis für die Früherkennung 
von Gefahren und damit auch wertvolle 
Grundlagen für Qualitätssicherungssys-
teme in der Produktion. Dazu nutzen 
wir modernste Analytik, betreiben ange-
wandte Forschung, bewerten Risiken und 
kommunizieren diese. 

In den Zentren für lebensmittelbedingte 
Infektionskrankheiten in Graz und für 
anthropogene Infektionen in Wien sind 
alle AGES-Referenzzentralen für rele-
vante lebensmittelbedingte Infektionser-
reger bzw. für Krankheitserreger, die von 
Mensch zu Mensch übertragen werden 
können, gebündelt. Mit dem Zentrum 
für biologische Sicherheit in Mödling 
verfügt die AGES über ein hochmoder-
nes Hochsicherheitslabor für die Unter-
suchung zahlreicher Tierseuchen. Die 
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Untersuchungen von Ausfuhr-, Einfuhr-, 
Verdachts- und Forschungsproben leisten 
einen wesentlichen Beitrag zur Gesunder-
haltung der österreichischen Tierbestände, 
Lebensmittelversorgung und zur Förde-
rung der Landwirtschaft und der Exporte. 
Modernste Analytik wie zum Beispiel Ge-
samt-Genom-Sequenzierung in Verbin-
dung mit international bewährten Metho-
den der Ausbruchsabklärung ermöglichen 
es, Krankheitsausbrüche abzuklären und 
liefern den Behörden die Grundlage für 
Bekämpfungs- und Eindämmungsmaß-
nahmen. Mit der Bewertung von Unterla-
gen für die Zulassung von Arzneimitteln 
und der Durchführung von Inspektionen 
von Hersteller-Betrieben, Labors sowie 
der Marktüberwachungen von Arznei-
mitteln und Medizinprodukten leistet 
die AGES auch einen wichtigen Beitrag 
für die Sicherheit von Arzneimitteln und 
Medizinprodukten.

Dieser ständige Wandel in einem globa-
lisierten Umfeld bedeutet für die AGES 
aber auch, bewährte Systeme mit Inno-
vationen zu vereinen und neue, flexible 
Formen von Kooperationen einzugehen: 
Indem wir unsere Kräfte bündeln, können 
wir wissenschaftliche Kompetenz und 
Erfahrung in den verschiedensten Berei-
chen der Gesundheit von Mensch und 
Tier, der Lebensmittelsicherheit und der 
Landwirtschaft unter einem Dach für sehr 

unterschiedliche Fragestellungen bearbei-
ten und umfassende Problemlösungen für 
Behörden und Wirtschaft anbieten.

AGES Institut für
Lebensmittelsicherheit Innsbruck (LSI)

Das Geschäftsfeld Lebensmittelsicher-
heit der AGES, dem das LSI Innsbruck 
angehört, untersucht und begutachtet 
Lebensmittelproben zum Schutz von 
VerbraucherInnen vor gesundheitlichen 
Schäden, vor Irreführung und Täuschung. 
Der Schwerpunkt des LSI Innsbruck liegt 
auf pflanzlichen Lebensmitteln (Obst, 
Gemüse, Getreide, Kaffee, Tee, Gewürze 
usw.). 

Lebensmittelproben werden am LSI 
Innsbruck auf Übereinstimmung ih-
rer Zusammensetzung, Beschaffenheit 
und Kennzeichnung mit gesetzlichen 
Vorgaben überprüft. Im Rahmen der 
Untersuchungen werden sensorisch und 
mikrobiologisch Verderb und Hygienesta-
tus (Krankheitserreger, Bakterien, Pilze) 
ermittelt sowie mikroskopisch Verunreini-
gungen durch Fremdkörper und Insekten 
sowie deren Schlechtanteile (z. B. Maroni, 
Trockenfrüchte, Nüsse) identifiziert. 

Für die von der amtlichen Lebensmit-
telaufsicht ans LSI Innsbruck geschickten 
Proben, wird die Übereinstimmung ihrer 
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Zusammensetzung, Beschaffenheit und 
Kennzeichnung mit gesetzlichen Vor-
gaben ermittelt. Die Untersuchungser-
gebnisse und Gutachten übermittelt das 
LSI Innsbruck zurück an die zuständigen 
Behörden d.h. die Lebensmittelaufsicht 
der Länder, Bezirkshauptmannschaften 
und Marktämter; Ihnen – den Behörden - 
obliegt die Einleitung eventuell zu treffen-
der Maßnahmen. 

Schwerpunktanalytik

Am LSI Innsbruck befindet sich das 
Nationale Referenzlabor (NRL) für 
Pestizidrückstände: Die Untersuchung 
von Pflanzenschutzmittel-Rückständen 
in Lebens- und Futtermitteln (Einzel- 
und Multimethoden) sind analytischer 
Schwerpunkt des LSI. Sie dienen der 
Gewährleistung der Einhaltung der 
Höchstgehalte an Pestizidrückständen so-
wie der Bewertung der VerbraucherInnen-
Exposition.

Weitere Schwerpunkte im Bereich 
Lebensmittelanalytik am LSI Innsbruck 
sind Untersuchungen pflanzlicher Lebens-
mittel auf unerlaubte Farbstoffen, Nitrat, 
Coffein, Theophyllin und Theobromin 
sowie die Anwendung nasschemischer 
Verfahren (Wasser-, Asche-, Sandgehalt, 
ätherisches Öl etc.).

Darüber hinaus werden Untersuchungen 
auf Mykotoxine, Schwermetalle, gentech-
nisch veränderte Organismen u.a. an an-
dere AGES Institute intern weiter geleitet.

Außerdem obliegt dem LSI Innsbruck 
die Überwachung der Badegewässer in Ti-
rol gemäß Bäderhygienegesetz (BhygG).

Weitere Aufgaben –
Beratung und Ausbildung

Die MitarbeiterInnen des LSI Inns-
bruck teilen ihre Expertise mit Behörden, 
etwa bei der Planung und Koordinierung 
der amtlichen Überwachung oder in Form 

von Mitarbeit in nationalen und inter-
nationalen ExpertInnen-Arbeitsgruppen 
(Europ. Kommission, Codexkommission, 
Codexunterkommissionen, Hygieneaus-
schuss etc.). Das LSI Innsbruck unter-
stützt Aufsichtsorgane und Lebensmittel-
gutachterInnen außerdem im Rahmen von 
Ausbildungsangeboten und als Sachver-
ständige. Eine wichtige Aufgabe des LSI 
Innsbruck ist zudem die Beratung von 
Gewerbetreibenden und BürgerInnen in 
Problem-, Beschwerde- oder Verdachts-
fällen.

Der Tiroler Gemeindeverband im Internet:

www.gemeindeverband-tirol.at
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Am PLUS der Zeit
Die Digitalisierung beeinflusst un-
seren Alltag spürbar. Speziell im 
Geldleben. Unsere Kundinnen und 
Kunden haben heute andere Ansprü-
che an ihr Girokonto, als noch vor 
einigen Jahren. 

Zeit also, unser Kontoangebot an die 
modernen Erwartungen anzupas-
sen. Denn unsere Aufgabe ist es, Ihre 
Geldgeschäfte so bequem wie möglich 
zu gestalten und dabei auf Ihre indi-
viduellen Wünsche einzugehen. Dafür 
tun wir unser Bestes. Das Ergebnis sind 
vier neue Kontopakete: Von einfach und 
bequem bis hin zum Alleskönner ist für 
jeden das Richtige dabei. 

Kontomodelle im Überblick

 Konto PUR 
Einfach. Ideal. Für Wenignutzer. 
Sie zahlen nur das, was Sie auch wirklich 
nutzen. 

 Konto KOMPAKT 
Einfach. Bequem. Für Komfort-Liebhaber. 
Nach dem Motto „nicht zu viel und nicht 
zu wenig“ überzeugt das Konto Kompakt 
durch alle notwendigen Inklusiv-Leistun-
gen zu einem fairen Preis.

 Konto KOMPLETT 
Einfach. Souverän. Ihr Alleskönner. 
Sie schätzen Komplett-Lösungen und 
möchten sich über Zusatzkosten keine 
Gedanken machen? Das Konto Komplett 
wird Sie überzeugen. 

 U25 
Alles dabei. Alles frei.* Für ALLE unter 25.

*) Inkludiert sind alle Standardleistungen.  
Kostenpflichtige Zusatzleistungen entnehmen Sie 
bitte dem aktuellen Preis- und Leistungsverzeichnis.

Die neuen Konten: Purer Komfort für komplette Zufriedenheit.

Und das Beste: Ihr neues Konto bietet 
Ihnen alles, worauf Sie nicht verzichten 
möchten und obendrein noch jede Men-
ge „PLUS-Leistungen“. 

Eine Komplett-Lösung erhalten Sie je-
denfalls, wenn es um Ihren Kontowech-
sel geht. Sie kümmern sich um nichts, 
wir übernehmen alles für Sie – auch die 
Kosten. Sagen Sie einfach Ihrem Betreu-
er Bescheid, oder besuchen Sie uns in 
einer unserer Geschäftsstellen. 

Wir freuen uns auf Sie!

Erstes Mietkonzept für
Elektroautos in Tirol

Ab sofort können Elektroautos in Tirol 
auch gemietet werden. Die Unternehmen 
EcoDrive und GemNova entwickelten ein 
Konzept für eine All-Inclusive-Fahrzeug-
miete für Tiroler Gemeinden. Die monat-
liche Miete über einen Zeitraum von

mindestens 48 Monaten deckt alle 
laufenden Kosten und ist im Fall von 
Kommunalbetrieben in voller Höhe als 
Betriebsaufwand steuerlich absetzbar. Eine 
Anzahlung oder Restwerteermittlung 
ist nicht erforderlich. Die Fahrzeugver-
wertung erfolgt nach der vereinbarten 
Mietlaufzeit durch die Firma EcoDrive. 
Es besteht keine Kaufabsicht und damit 
unterscheidet sich die Fahrzeugmiete 
deutlich von Leasingangeboten.

 
Vorteil der Kostenkontrolle

Mit der monatlichen Miete sind alle 
Fahrzeugkosten abgedeckt – es entsteht 

kein weiterer Aufwand für den Einkauf 
der Reifen, für das Reifendruckkontroll-
system sowie für Service, Wartung & 
Verschleißteile.

Die Haftpflicht-, Vollkasko- und 
Rechtsschutzversicherung ist im Preis 
enthalten. Zudem besteht auch bei einer 
Fahrzeugmiete die Möglichkeit einer För-
derung. Allfällige verfügbare Förderungen 
werden von EcoDrive beantragt und abge-
wickelt und vom Mietpreis abgezogen.

 
Mag. Ernst Schöpf, Präsident des Ti-

roler Gemeindeverbandes, ist überzeugt: 
„Die GemNova erleichtert mit diesem 
Konzept der Fahrzeugmiete den Um-
stieg auf Elektrofahrzeuge für die Tiroler 
Gemeinden und deren Kommunalbetriebe 
erheblich, da die Kosten von Anfang über-
schaubar sind. Als weiteres Plus bietet die 
GemNova im Vorfeld eine Fuhrparkanaly-
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se an, auf deren objektiven Daten gemein-
sam eine individuelle Lösung hinsichtlich 
Fahrzeugauswahl und Ladeinfrastruktur 
erarbeitet wird. Die Tiroler Gemeinden 
sind somit auf der sicheren Seite in ihren 
Entscheidungen und werden von Anfang 
an durch die GemNova begleitet.“

 
Fahrzeugmodelle

EcoDrive und GemNova erarbeite-
ten das Mietkonzept für zumindest drei 
Fahrzeugmodelle: Mercedes Benz 250ed 
(2015), BMW i3 (2016) und Renault 
Kangoo Z.E. Nutzfahrzeug (2015).

Mit diesen Modellen können die unter-
schiedlichsten Anforderungen hinsichtlich 
Fahrverhalten und -nutzen abgedeckt 
werden.

 
EcoDrive und GemNova möchten mit 

ihrem Angebot den Ausbau der Elektro-
mobilität im Regionalverkehr vorantreiben 
und sehen dabei auch die zukunftsfähige 
und anforderungsgerechte Verdichtung 
der öffentlich zugänglichen Ladeinfra-
struktur in Tirol als notwendige Maß-
nahme. LH-Stv. ÖR Josef Geisler unter-
stützt dieses Bestreben: „Jedes zusätzliche 
Elektrofahrzeug auf Tirols Straßen fördert 
die Trendwende in der Mobilität.

Der Verkehr ist aufgrund des hohen 
Energieverbrauchs ein Kernbereich in der 
Vision Tirol 2050 energieautonom, somit 
ist die Zusammenarbeit von GemNova 
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und EcoDrive ein wichtiges Signal dafür, 
dass ein Energiewandel möglich ist.“

 
LH-Stv.in Mag. Ingrid Felipe meint 

dazu: „Speziell in Gemeinden hat der 
Einsatz von Elektrofahrzeugen eine 
Vorbildwirkung, da damit ein Zeichen 
hinsichtlich Umweltfreundlichkeit und 
Umweltschonung gesetzt wird.

Die Mietmöglichkeit bietet den wichti-
gen Vorteil, dass die Kosten überschaubar 
und niedrig bleiben. Ich freue mich, dass 
es hier der GemNova neuerlich gelungen 
ist, eine funktionierende Lösung für die 
Tiroler Gemeinden zu erarbeiten.“

Alois Rathgeb, GF von GemNova, Ernst 
Schöpf, Präsident Tiroler Gemeindever-
band, Landeshauptmann-Stellvertreterin 
Ingrid Felipe, Walter Steiger, GF von 
EcoDrive, Daniel Schwabl, GemNova,
und Landeshauptmann-Stellvertreter Jo-
sef Geisler (v.l.n.r.)
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Alois Rathgeb
Geschäftsführer
GemNova
DienstleistungsGmbH
Sparkassenplatz 2
Top 410
6020 Innsbruck

Tel. 050 4711
Fax 050 4711 4711
E-Mail:
a.rathgeb@
gemnova.at
Internet:
www.gemnova.at
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LED-Beleuchtung für Straßen, Park- und Sportplätze
All-Inclusive-Licht-Paket der IKB

Bestands analyse und 
Planung
Erhebung des Lichtbedarfs und 
Konzipierung der Anlage

All-Inclusive-Service
der IKB
Finanzierung, Errichtung und Inbe-
triebnahme

Instandhaltung und 
Betriebsführung
Wartung, 24-Stunden-Service, 
laufende Kontrollen 

E N E R G I E  · I N T E R N E T  U N D  I T  · WASSE R UND ABWASSE R · ABFA L L  · B Ä D E R 

Licht

Lichtsp ele Beratung, die sich lohnt – 
jetzt unverbindlich anfordern: 

0 800 500 502 / www.ikb.at

• Beratung, Planung, Errichtung
• Inbetriebnahme und Anlagenübergabe
• laufende Kontrollen
• Instandhaltung und Betriebsführung
• attraktive Ratenfinanzierung

Reduzieren Sie 
Kosten mit der 
energie effi zienten 
LED-Beleuchtung !

IKB_Inserat_GZ_November_5.indd   1 15.11.16   08:19
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Gefahren erkennen –
Haftungsrisiken minimieren!

genutzten Freilandfläche in Gewerbe- und 
Industriegebiet stattgegeben, ohne zuvor 
ein Gutachten über die Bodenbeschaffen-
heit einzuholen. Nachdem der Kläger das 
Grundstück verkauft hatte, wurde dieser 
vom Käufer des Grundstücks auf Scha-
denersatz geklagt, da aufgrund der Kon-
taminierung eine Sanierung des Grund-
stücks erforderlich wurde. Der Verkäufer 
klagte im Anschluss die Gemeinde.

Wie der Oberste Gerichtshof in seinem 
Urteil dazu festhielt, kann eine fehlerhafte 
Änderung des Flächenwidmungsplans 
genauso wie der fehlende Ausweis eines 
Hochwassergebietes Amtshaftungsan-
sprüche begründen. Im Hinblick auf den 
geschilderten Fall sprach der Oberste 
Gerichtshof aus, dass aufgrund der Tatsa-
che, dass die Amtshaftung der Gemeinde 
wegen rechtswidriger Baulandwidmung 
einer Liegenschaft nicht nur Schadenfälle, 
die aus der Kontaminierung selbst ent-
springen, sondern auch den reinen Vermö-
gensschaden des Liegenschaftsverkäufers 
umfasst, ein Haftungsanspruch gegenüber 
der Gemeinde besteht.  

Amts- und Organhaftung 

Schadenersatz auf der Basis des Amts-
haftungsgesetzes gebührt auch bei unrich-
tiger Baulandbestätigung, anderen un-
richtigen Behördenauskünften oder nicht 
rechtzeitigen behördlichen Reaktionen auf 
Anzeigen im Zusammenhang mit Hei-
zungsanlagen von Gemeindebürgern. 

Nach dem Amtshaftungsgesetz kommt 
eine Haftung grundsätzlich immer dann 
in Betracht, wenn ein Gemeindeorgan in 
„Vollziehung der Gesetze“ aufgrund eines 
Verstoßes gegen ein Gesetz oder unter 
Außerachtlassung der gebotenen Sorgfalt 
einen Schaden an Vermögen oder einer 
Person verursacht.

„In Vollziehung der Gesetze“ handelt 
eine Gemeinde, wenn sie in einer Rechts-
sache einen Bescheid zu erlassen hat. Aber 
auch bei Erteilung von Auskünften oder 
dem Lenken eines Fahrzeuges kann eine 
derartige „hoheitliche“ Tätigkeit vorliegen. 

Das kürzlich begangene Fest Allerheili-
gen nahmen viele Menschen zum Anlass, 
ihrer toten Verwandten und Freunde 
mit einem Besuch auf dem Friedhof zu 
gedenken. Der Friedhof ist ein Ort der 
Ruhe und des Friedens. Für Gemeinden 
und deren Organe stellt er jedoch auch ein 
Haftungsrisiko dar, denn nicht selten zie-
hen Unfälle auf Friedhöfen – wie zuletzt 
etwa eine umgefallene Abdeckplatte – 
haftungsrechtliche Konsequenzen für die 
Gemeinde bzw. deren Organe nach sich. 

Wer ein Amt in einer Gemeinde, sei es 
etwa als Gemeinderat oder gar als Bür-
germeister, nicht zuletzt aber auch als 
Gemeinde- oder Bauamtsleiter, bekleidet, 
übernimmt neben einer Vielzahl von Auf-
gaben nicht zuletzt auch ein hohes Maß 
an Verantwortung. Nicht nur „gefährliche“ 
Friedhöfe, sondern auch schlecht gewar-
tete Wanderwege, eine Änderung des 
Flächenwidmungsplans oder die Erteilung 
einer Baubewilligung bergen die Gefahr in 
sich, als Gemeindeorgan oder -bedienste-
ter haftungsrechtlich zur Verantwortung 
gezogen zu werden. 

Grund genug also, einmal mehr Licht 
auf Haftung und Risiko im Bereich der 
Gemeindeverwaltung und –politik zu 
werfen. Der vorliegende Artikel soll das 
Bewusstsein für Haftungsproblematiken 
schärfen und nicht zuletzt Lösungsstra-
tegien anbieten, welche zur Minimierung 
des Haftungsrisikos gewählt werden 
können. 

Praxisbeispiel 

Wie weitreichend Amtshaftungsansprü-
che gehen können, soll eingangs an einem 
Fall demonstriert werden, in welchen 
kürzlich eine Tiroler Gemeinde verwickelt 
war: Der Oberste Gerichtshof hatte einen 
Fall zu entscheiden, in welchem vom 
Kläger ein Anspruch von mehrere hundert 
Tausend EUR gegen eine Gemeinde gel-
tend gemacht wurde. Die Gemeinde hatte 
bereits vor längerer Zeit dem Antrag des 
Klägers auf Umwidmung einer vormals 
von einer Gemeinde als Mülldeponie 

MMag. Dr. Eduard
Wallnöfer
Anwalt und Partner der 
AWZ Rechtsanwälte
GmbH in Innsbruck
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Dies ist für Gemeindebedienstete insofern 
von großer Bedeutung, als im Bereich der 
Amtshaftung eine direkte Verantwort-
lichkeit des Gemeindeorgans gegenüber 
Dritten ausgeschlossen ist und auch Re-
gressansprüche der Gemeinde gegen das 
Gemeindeorgan nur bei grober Fahrläs-
sigkeit oder Vorsatz möglich sind. Verur-
sacht ein Gemeindeorgan fahrlässig einen 
Schaden, kommt dem Richter zudem ein 
Mäßigungsrecht zu.

Demgegenüber kommen für den sehr 
breiten Bereich der kommunalen Dienst-
leistungserbringung („Privatwirtschafts-
verwaltung“), die etwa die Wasserver- und 
Abwasserentsorgung, die Friedhofsverwal-
tung oder die Betreibung von Frei- und 
Hallenbädern betrifft, die allgemeinen Re-
gelungen des Zivilrechts zur Anwendung. 

Auf diesem Feld kommt der Gemeinde 
etwa – um an die eingangs erwähnte Pro-
blematik anzuknüpfen – als Betreiber ei-
nes Friedhofs die Pflicht zu, Besucher vor 
von Grabstätten ausgehenden Gefahren 
zu schützen. Auch umfallende Laternen 
oder Bäume können genauso wie gewöhn-
liche Verkehrsschäden haftungsrechtliche 
Konsequenzen für die Gemeinde und 
deren Organe nach sich ziehen. 

Während im Bereich der Privatwirt-
schaftsverwaltung somit außerhalb von 
arbeits- und dienstrechtlichen Bestim-
mungen wenig gesonderter Schutz für 
Gemeindeorgane besteht, sehen sowohl 
das Amts- als auch Organhaftungsgesetz 
günstige Bestimmungen zur Beschrän-
kung der Haftung von Gemeindeorganen 
vor. 

Dies gilt insbesondere auch für Ge-
meinderäte, da in Kollegialorganen eine 
Haftung grundsätzlich nur für die Stimm-
führer einer Maßnahme entstehen kann. 
Zudem muss für eine Haftung im Vorfeld 
eine richtige und vollständige Darstellung 
des Sachverhaltes durch den Berichterstat-
ter erfolgen oder seitens des Gemeindera-
tes zumindest fahrlässig die eigene Sorg-
faltspflicht zur Sachverhaltserkundung 
für die Entscheidungsfindung außer Acht 
gelassen werden. 

Auswahl- und Überwachungsverschulden 
als Spezialfälle strafrechtlicher Haftung

Ein Grundprinzip des Strafrechts be-
steht darin, dass nur jemand, den ein „per-
sönliches Verschulden“ trifft, strafrechtlich 
belangt werden kann. Ein Gemeindeorgan 

RA Mag. Simon Pöschl
Anwalt der AWZ
Rechtsanwälte
GmbH in Innsbruck

Fo
to

: B
er

nh
ar

d 
A

ic
hn

er

RAA MMag. Dr. Johan-
nes Augustin BSc MA



18
macht sich deshalb nur dann gerichtlich 
strafbar, wenn es gegen Sorgfaltsnormen 
verstößt. Sorgfältig zu handeln, schließt 
wesentlich die Verpflichtung mit ein, sich 
genau über sein Berufsbild, seine Kompe-
tenzen und Pflichten zu informieren. Eine 
(Amts-)Verpflichtung nicht zu kennen, 
bringt in einem Strafverfahren keine 
Entlastung. 

Selbstredend kann der Bürgermeister 
nicht alle seine Aufgaben alleine erledigen, 
sondern muss eine Vielzahl von Aufgaben 
an Gemeindebedienstete delegieren. Hier-
bei kann der Bürgermeister grundsätzlich 
darauf vertrauen, dass die übernommen 
Pflichten sorgfältig erledigt werden. Aller-
dings findet dieser sogenannte „Vertrau-
ensgrundsatz“ dort seine Grenze, wo der 
Bürgermeister Tätigkeiten an Personen 
überträgt, die zur Aufgabenerfüllung 
offensichtlich ungeeignet sind. Hierbei 
sind auch bekannte Mängel – etwa einer 
Alkoholkrankheit – einer aufgrund ihrer 
Ausbildung an sich geeigneten bzw. noch 
in einer anerkannten Sachverständigenliste 
eingetragenen Person zu berücksichtigen. 
Strafrechtlich relevantes Auswahlver-
schulden entfällt nur dann, wenn für eine 
Aufgabe ein einschlägig ausgewiesener 
Experte beigezogen wird, von dessen fach-
licher und persönlicher Eignung sich das 
zuständige Gemeindeorgan überzeugt hat. 

Auch eine selbstständige Wahrnehmung 
von Aufgaben, für deren ordnungsge-
mäße Erledigung externe Experten bzw. 
ein qualifizierter Mitarbeiter beigezogen 
werden hätten müssen, kann strafrecht-
liche Konsequenzen nach sich ziehen: 
Verletzt sich etwa ein Wanderer auf einer 
ohne Beiziehung eines Sachverständigen 
bewilligten und nach Bauausführung le-
diglich von Bürger- und Vizebürgermeis-
ter regelmäßig überprüften (morschen) 
Holzbrücke, so können Bürger- und Vize-
bürgermeister dafür strafrechtlich belangt 
werden. Dasselbe gilt, wenn ein Haus 
einstürzt und dabei jemand verletzt wird, 
weil der Bürgermeister trotz bekannter 
Gefahr kein Benützungsverbot ausgespro-
chen hat oder wenn bei Veranstaltungen, 
auch einem kleinen Vereins- oder Zeltfest, 
keine entsprechenden Sicherheitsauflagen 
erteilt werden.

Zu empfehlen ist jedenfalls, bei der 
Auswahl und Überwachung der Mitar-

beiter große Sorgfalt walten zu lassen, 
für eine klare Aufgabenverteilung in der 
Gemeinde und entsprechende Fort- und 
Weiterbildung der Verantwortlichen zu 
sorgen sowie Kontroll- und Dokumentati-
onssysteme einzuführen und zu pflegen. In 
wichtigen Angelegenheiten oder solchen 
mit einem hohen Gefährdungspotenzial 
sollten stets Fachleute oder Sachverständi-
ge beigezogen werden.

Neben den erwähnten Fahrlässigkeits-
delikten bei Personen, die „in Ausübung 
von Amtsgewalt“ tätig werden, kommen 
auch die Delikte des Amtsmissbrauches, 
die sogenannten Korruptionsdelikten 
sowie das Delikt der Verletzung des 
Amtsgeheimnisses in Betracht. Duldet 
etwa ein Bürgermeister den Beginn eines 
Bauvorhabens, für das er eine Bewilligung 
für notwendig erachtet, im Wissen dar-
um, dass dadurch Land und Gemeinde in 
ihren Rechten auf Einhaltung der vorgese-
henen rechtlichen Bestimmungen ge-
schädigt werden, macht er sich des Miss-
brauchs der Amtsgewalt genauso schuldig 
wie ein Bauamtsleiter, der ein Verfahren 
trotz klarer Befangenheit selbst führt. 

Wenn letztlich zB durch Indiskreti-
onen in Ausschreibungsverfahren ein 
Schaden für die Gemeinde entsteht (zB 
höhere Kosten als bei ordnungsgemäßer 
Ausschreibung), ist auch das Delikt der 
Untreue verwirklicht.

Zusammenfassung und Ausblick

Verantwortung in der Gemeinde zu 
übernehmen, heißt auch gewisse Haf-

tungsrisiken tragen zu müssen. Solche 
Risiken lassen sich, wie in vielen Le-
benslagen und Aufgabenbereichen, nicht 
völlig ausschließen, können jedoch mit 
dem nötigen Know-how und Bewusstsein 
weitgehend vermieden oder zumindest 
minimiert werden.

Dass großer Informationsbedarf besteht, 
was die Haftungsrisiken von Gemeindeor-
ganen und deren Vermeidbarkeit angeht, 
haben in der Vergangenheit entsprechende 
Seminare mit Gemeindeverantwortlich-
keiten gezeigt. Nicht zuletzt die regelmä-
ßige Durchführung derartiger Seminare 
soll daher Gemeindeorganen und –be-
diensteten helfen, Haftungsfallen zu er-
kennen und Haftungsfälle zu minimieren.
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Mit k5 BI stets die Gemeindefinanzen im Blick

Die Verantwortlichen in Gemeinde-
ämtern benötigen mehr Einblick in die 
Informationssysteme, um zu erkennen, 
wo Abläufe und Programme gut funkti-
onieren, wo nicht, und wie sie verbessert 
werden können. Wer sich einen schnellen 
Überblick über die aktuelle Finanzla-
ge verschaffen kann, ist klar im Vorteil: 
Budgetentscheidungen werden auf Basis 
aktueller Zahlen gefällt.

Mit nur wenigen Klicks
bestens informiert

Mit k5 BI – Business Intelligence bietet 
Kufgem eine praktische Software an, die 
den kommunalen Entscheidungsträgern 
diese Aufgabe deutlich erleichtert. Die 
Controlling- und Steuerungssoftware 
hilft dabei, die Ausgaben und Einnahmen 
einer Gemeinde zu analysieren und somit 
Ausgaben als auch Investitionen besser zu 
steuern. Mit wenigen Klicks erhält man 
einen umfangreichen Finanzüberblick.

Mehr Informationen in kürzerer Zeit 
k5 BI liefert Kennzahlen und Daten aus 

allen Gemeindebereichen: Von Haus-

Kufgem GmbH
Fischergries 2
6330 Kufstein

Tel. 05372 6902
info@kufgem.at
www.kufgem.at

haltsdaten über Zinsen und Laufzeit von 
Darlehen bis hin zu Verfahrensdauern 
oder Einwohnerstatistiken. Kennzahlen 
wie die freie Finanzspitze, die Eigenfinan-
zierungsquote oder die Verschuldung sind 
wichtige Informationen, auf die man mit 
k5 BI rasch zugreifen kann. Selbst Infos 
wie zum Beispiel das Verhältnis der Perso-
nalkosten zu den Einnahmen sind sofort 
– auch jahresübergreifend – ersichtlich. 
Und das jederzeit an jedem Ort, an dem 
Internet verfügbar ist. 

Gemeinden, die bereits k5 Finanz-
management einsetzen, können k5 BI 
für einen Nutzer kostenlos in Anspruch 
nehmen. Es fällt lediglich eine einmalige 
Installationspauschale an.

Gratis-Webinar informiert
Lassen Sie sich von Ihrem Ansprech-

partner für k5 BI, Markus Schwab 
(schwab@kufgem.at), das Informations-
system vorführen. Melden Sie sich für ein 
kostenloses Webinar auf kurs.kufgem.at an 
und erleben Sie live, wie einfach Sie tages-
aktuelle Kennzahlen nutzen können.

Michaela Igelhauser von der Gemeinde Mattsee ist eine von vielen Anwendern, die 
k5 BI für ihre tägliche Arbeit erfolgreich einsetzen. 

k5 Finanzmanagement, 
Haushalt
Übersicht und Überwachung 
Voranschlag zu Soll, Jahres-
vergleiche (nach Querschnitt, 
Ansatz, Post, Haushalts-
Konto), Kennzahlen (Freie 
Finanzspitze, öffentlichen 
Sparquote, Netto-Neuver-
schuldung und -Quote), 
Haushaltsentwicklung, OH/
AOH mit Jahresvergleich, 
Quoten (Eigensteuerquote, 
Verschuldungsgrad, Ertrags-
anteilsquote, Personalaufwand 
Quote)

k5 Finanzmanagement, 
Schulden
Übersicht von Darlehen, 
Haftung, Leasing, Tilgung, 
Zinsen, Ersätze, Laufzeit und 
Verwendungszweck

Einwohnermeldewesen 
(LMR/ZMR)
Statistiken nach Alter, Staats-
angehörigkeit, Geburtsstaat, 
Wohnsitzart, Straßen, Haus-
halte, Geburtstagsjubiläen

k5 Verfahren (Bauamt)
Übersicht nach Verfahrens-
arten und Dauer, Verfahrens-
liste, Grundstücke, GWR-
Daten

k5 Wirtschaftshof
Stundenaufstellung je Mit-
arbeiter mit Monats- und 
Jahresvergleich, Spartenver-
gleich, Kostenübersicht,
Kostenvergleich und Detai-
laufstellung der Aufträge

Auswertung

Bürgermeister, Amtsleiter und Finanzverwalter stehen zunehmend vor der Herausforde-
rung, Kosten zu begrenzen, Dienstleistungen zu verbessern und ihrer Rechenschaftspflicht 
gegenüber den Steuerzahlern nachzukommen.
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25 Jahre Tiroler Rauminformationssystem
tiris – 20 Jahre Partner der Tiroler Gemeinden

Von den im Jahr 1991 bescheidenen 
aber ambitionierten Anfängen bis zu den 
vielseitigen Anwendungsmöglichkeiten 
unserer Tage entwickelte sich tiris stets auf 
der Höhe der Technik weiter. Mit seinem 
einzigartigen Datenpool und den daraus 
rasch ableitbaren Geoinformationen sowie 
den praktischen Geodatendiensten ist tiris 
heute sowohl für die Verwaltung als auch 
für die öffentliche Nutzung unverzichtbar.

Digitale Raumordnung,  Datenaustausch,  
Datenpool,  Geodatendienste

Auslöser für die Partnerschaft zwischen 
tiris und den Tiroler Gemeinden war das 
Tiroler Raumordnungsgesetz 1995. Darin 
wurde erstmals in Österreich die digitale 
Erstellung und Übergabe der örtlichen 
Raumordnungspläne festgeschrieben. 

Zur Unterstützung dieses Vorhabens 
wurde von tiris das Gemeindeservice 
eingerichtet, welches den vertraglich 
normierten Austausch von Geodaten für 
Zwecke der Raumordnung vorantrieb. 
Gemeinde für Gemeinde entstand damit 
der landesweite Geodatenpool von tiris, 
in welchen auch wichtige Geodaten von 
Bundesstellen und den Geodatenstellen 
in der Landesverwaltung eingebracht und 
aktuell vorgehalten werden.

Als vorteilhaft für die vielfältige Nut-
zung dieser öffentlichen Geodaten erwies 
sich der vertraglich gesicherte, kostenfreie 
und nutzungsfreundliche Datenaustausch 
zwischen den öffentlichen Stellen. Da-
durch erhielten vorerst auch Auftragneh-
mer der öffentlichen Stellen, heutzutage 
im Rahmen der Open Government 
Data-Initiative OGD die Öffentlichkeit 
und Wirtschaft freien Zugang zu standar-
disierten Geodaten des Landes und der 
Tiroler Gemeinden. Ein weiterer Effekt 
des regen Datenaustausches besteht darin, 
dass heutzutage der Aufwand für die Er-
stellung von Bestandsaufnahmen und den 
Ankauf von Plangrundlagen auf kommu-
naler Ebene nahezu entfällt.

Mit den modernen Möglichkeiten des 
Internet brauchen die Geodatensätze sel-
ber nicht mehr geladen werden – dadurch 
bestand die Gefahr unterschiedlicher 

Datenstände -  sondern es können die 
benötigten Ausschnitte online und be-
darfsgerecht mittels technisch normierter 
Geodatendienste in die EDV-Anwendun-
gen der Datennutzer eingebunden werden.

Kartendienste im Internet  tirisMaps 2.0
Bereits im Jahre 1998 konnte tiris erste 

elektronische Kartendienste, das sind vom 
Benutzer anhand einer im Internet verfüg-
baren Anwendung selber erstellte und im 
Netz auf den eigenen Bildschirm über-
tragene Computerkarten, veröffentlichen. 
Der große Vorteil solcher Anwendungen 
besteht darin, dass man ohne eigene auf-
wändige Datenverarbeitung, jederzeit und 
rasch Geoinformationen aus dem Daten-
pool des tiris abfragen und zweckdienlich 
nutzen kann.

Seit zwei Jahren steht die zweite Version 
von tirisMaps im Netz zur Verfügung. In 
diesem Kartendienst kann nach speziellen 
Verwaltungsinhalten gesucht werden, es 
können verschiedene Themen frei über-
lagert werden, mit verschiedenen Werk-
zeugen kann im Kartenbild gemessen und 
Information abgefragt, ein Kartenausdruck 
erstellt werden. Dazu benötigt es ein ge-
wisses Bemühen der Benutzer die Funkti-
onen dieser anspruchsvollen Anwendung 
anhand der Bedienungsanleitung zu er-
lernen – der vertiefte Informationsgewinn 
belohnt diesen Aufwand jedenfalls! 

Fachanwendungen  eFWP 
Solarpotenziale  Karte Tirol

Seit etwa 10 Jahren werden Geoda-
ten des tiris auch in spezifischen EDV-
Fachanwendungen integriert. Für die 
Tiroler Gemeinden von Bedeutung sind 
die Walddatenbank und das Wildbach-
Betreuungskonzept.

In eine neue Dimension des E-Govern-
ment vorgestoßen ist das Land Tirol mit 
dem elektronischen Flächenwidmungs-
plan. Diese Anwendung verbindet rechtli-
che Verwaltungsabläufe mit partizipativer 
Planerstellung und – als gemeinsames 
Resultat – mit der Kundmachung der 
Flächenwidmungspläne und deren Ände-
rungen im Internet.

DI Manfred Riedl
Amt der Tiroler
Landesregierung
Landesstatistik und tiris
Sachgebietsleiter

Heiliggeiststraße 7-9
6020 Innsbruck

Tel. 512 508 3650

E-Mail:
manfred.riedl@tirol.gv.at

Internet:
www.tirol.gv.at/tiris
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Die Initiative Tirol 2050 energieauto-
nom wird mit der Anwendung Solarpo-
tenziale Tirol unterstützt. In dem unter 
dem Link www.tirolsolar.at aufrufbaren 
Kartendienst samt Informationsmo-
dul wird über die mittels verschiedener 
Technologien nutzbaren Solarstrahlungen 
auf den Gebäudedächern informiert. Ein 
besonders interessantes Informationstool 
stellt die Nah- und Fernverschattung eines 
beliebig wählbaren Standortes vor dem 
Jahreslauf der Sonne dar.

Im Tourismusmarketing bereits vielfach 
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eingesetzt und erprobt ist die elektroni-
sche Karte Tirol – technisch gesehen eine 
regionale Lösung von „Google Map“. Die 
Sommer- und Winteransichten dieser 
detailgenauen topographischen Karte als 
auch die Luftbildkarte als dritte Ebene 
können mit einer OGD-Lizenz ausgestat-
tet in Webanwendungen als Grundkarte 
eingebunden werden. Dieses besondere 
Angebot zur Schaffung regionaler Iden-
tität – einzusehen unter dem Link www.
kartetirol.at - sollte auch von Tiroler 
Gemeinden vermehrt genutzt werden!

Mit Weitblick die Themen und 
Möglichkeiten der Zukunft erkennen 
und praktisch nutzbare Anwendungen 
schaffen – dies ist dem Rauminforma-
tionssystem tiris, das vom Land Tirol 
im Jahr 1991 eingerichtet wurde, auf 
beeindruckende Weise gelungen. Mit 
den leicht zugänglichen Geoinforma-
tionen sowie den praktischen Geodatendiensten ist 
tiris als Informationsportal sowohl für die Verwaltung 
als auch für die öffentliche Anwendung unverzicht-
bar.

In vielen gesellschaftlichen Handlungsfeldern 
kommt tiris regelmäßig zur Anwendung, beispiels-
weise wenn es um ressourcenschonende Raum- und 
Energienutzung, um Mobilität oder wirtschaftliche 
Entwicklungsmöglichkeiten geht. Diese Entwicklung 
wird künftig noch weiter fortschreiten!

Mit der digitalen Bereitstellung der 
örtlichen Raumordnungskonzepte 
und Flächenwidmungspläne liefern 
die Tiroler Gemeinden eine der we-
sentlichen Grundlagen einerseits für 
das Geoinformationssystem selbst 
und in Bezug auf die Raumordnung 
auch für die Landesentwicklung 
Tirols.

Mit dem umfangreichen Angebot an landesweiten 
digitalen Geodaten bietet das Tiroler Rauminforma-
tionssystem tiris den Tiroler Gemeinden eine ausge-
zeichnete Datenlage  für die vielfältigen Planungs-
aufgaben auf kommunaler Ebene.

Landesrat Mag. Johannes Tratter Bürgermeister Georg Hochfilzer
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Stolperfallen im Bauverfahren

gebunden, nummeriert, ohne lose Blätter, 
mit sämtlichen Rückscheinen und Kuverts 
der Beschwerde und den Kontaktdaten 
des zuständigen Mitarbeiters beim LVwG 
vorzulegen. Ein Ausdruck aus dem elekt-
ronischen Akt ist dem Originalakt gleich-
zusetzen. Um unnötige Verzögerungen im 
Beschwerdeverfahren zu vermeiden, wird 
die obige Aktenführung empfohlen.

7) Verbesserungen
Verbesserungsaufträge sind klar und 

verständlich zu erteilen.
8) Mündliche Verhandlung
Mündliche Verhandlungen sind der 

wichtigste „Cut“ im Verfahren und sollten 
erst nach Einlangen sämtlicher Unterla-
gen/Stellungnahmen anberaumt werden, 
damit bei ordentlicher Kundmachung 
(Newsletter Tiroler Gemeindeverband 
04/2014 – „qualifizierte Kundmachung“) 
eine Präklusion eintreten kann. Werden 
einzelne Stellungnahmen (Sachverstän-
dige) nachgereicht, sind diese im Wege 
des Parteiengehörs/Akteneinsicht den 
Nachbarn zur Kenntnis zu bringen. Im 
Hinblick auf den Eintritt von Präklusi-
onsfolgen wäre im Einzelfall zu überlegen, 
eine weitere mündliche Verhandlung 
anzuberaumen.

In Anwesenheit von BH Dr. Olga Reis-
ner, Bgm. LA Dipl.-Ing. Elisabeth Blanik 
und zahlreichen Teilnehmern der BH 
Lienz, der Stadt Lienz und der Osttiroler 
Gemeinden wurde auf mögliche Formal-
fehler eingegangen. Insbesondere wurden 
folgende Problemfelder behandelt und 
diskutiert:

1) Zuständigkeit
Ein Bauverfahren ist ein antragsbedürf-

tiger Verwaltungsakt. Ohne schriftlichen 
Antrag darf kein Bescheid erlassen wer-
den. In diesem Falle liegt keine Zustän-
digkeit der Baubehörde vor. Im Falle einer 
Beschwerde gegen den Baubescheid kann 
das LVwG das Fehlen eines Antrages 
auch dann aufgreifen (und den Bescheid 
beheben), wenn dieser Umstand nicht 
vorgebracht wird.

2) Nachreichen von Plänen („Tektur“)
Das Nachreichen von Plänen während 

des laufenden Verfahrens ist grundsätzlich 
möglich, wenn dabei das Wesen des Bau-
gesuches nicht verändert wird (§ 13 Abs 
8 AVG). Allerdings ist hier ein separater 
schriftlicher Antrag unbedingt erforder-
lich (siehe Punkt 1).

3) Bauwerberwechsel
Dieser ist der Behörde schriftlich be-

kannt zu geben (sog. „Eintrittserklärung“).
4) Eingangsstempel
Sämtliche bei der Behörde eingehenden 

Dokumente sollten mit einem Eingangs-
stempel versehen werden, insbesondere bei 
Plänen. Ungültige Pläne sollten als solche 
gekennzeichnet und zumindest ein Exem-
plar im Akt belassen werden.

5) Aktenvermerke
Alle aktenrelevanten Handlungen 

und Vorgänge im Bauverfahren (wie zB. 
Telefonate, Akteneinsichten, sonstige Ge-
spräche) sind zu Beweiszwecken in einem 
Aktenvermerk festzuhalten.

6) Aktenvorlage bei Gericht
Im Fall eine Beschwerde ist der Origi-

nalakt (inkl. Pläne) chronologisch sortiert, 

Anlässlich des FLGT-Gemeindestammtisches zum Thema „Vermeidung von Formalfehlern 
im behördlichen Bauverfahren“ auf Einladung der Stadt Lienz zeigte Referent Dr. Franz 
Triendl, Richter am Landesverwaltungsgericht Tirol (LVwG), formale Stolperfallen auf. 
Das behördliche Bauverfahren gehört zu den Kernkompetenzen der Gemeinden, ist sehr 
komplex und mit außerordentlicher Sorgfalt abzuwickeln.

Fachverband der 
leitenden Gemein-
debediensteten Tirol 
(FLGT)

Mag. iur.
Bernhard Scharmer
Landesobmann &
Gemeindeamtsleiter
der Marktgemeinde 
Telfs

Tel. 05262/6961-1000

Mobil: 0676/83038-213

E-Mail
bernhard.scharmer@
telfs.gv.at
Internet:
www.flgt.at
www.telfs.gv.at
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FACHVERBAND DER LEITENDEN GEMEINDEBEDIENSTEN TIROLS

Gruppenfoto: v.l. Mag. Bernhard Schar-
mer, Bgm. LA Dipl.-Ing. Elisabeth Blanik, 
BH Dr. Olga Reisner, Dr. Franz Triendl, 
Stadtamtsdir.-Stv. Dr. Alban Ymeri.

Fo
to

: F
LG

T



23
9) Nichtamtliche Sachverständige
Nichtamtliche Sachverständige sind im 

Verfahren (siehe Rundschreiben Tiro-
ler Gemeindeverband vom 22.01.2014) 
grundsätzlich mittels Bescheid zu bestel-
len. Bei fehlerhafter Bestellung können 
Kosten (Barauslagen)  rechtsverbindlich 
nicht weiterverrechnet werden. Mit-
arbeiter der Tiroler Landesstelle für 
Brandverhütung gelten als nichtamtliche 
Sachverständige und sind dementspre-
chend zu bestellen. Auf nichtamtliche 
Sachverständige darf nur zurückgegriffen 
werden, wenn kein Amtssachverständiger 
zur Verfügung steht. In diesem Falle ist 
ein separater Aktenvermerk anzufertigen.

10) Erledigung (Bescheid)
Im Bescheid ist eine Auflagenflut (ins-

besondere die Wiedergabe von rechtlichen 
Normen) zu vermeiden. Lt. ständiger 
Judikatur hat die Behörde Bescheidaufla-
gen zu kontrollieren. Verordnungsgrund-
lagen (Gemeinderatsbeschluss für Bebau-
ungsplan und Flächenwidmung) sollten 
angeführt werden. 

11) Ehegattenzustellung
Im Falle, dass Ehegatten Bauwerber 

bzw. Parteien im Verfahren sind, hat die 
Behörde den Bescheid an beide gesondert 
zuzustellen. 

12) Amtszeiten der Behörde
Mittels Kundmachung gemäß § 13 Abs. 

2 AVG werden die Amtsstunden fest-
gelegt.  Außerhalb dieser Zeiten können 
Eingaben nicht gültig eingebracht werden. 
Beispiel: Die Amtszeit wurde mit Freitag 
08:00 – 12:00 Uhr verordnet, die Be-
schwerdefrist endet am Freitag um 24:00 
Uhr und wird per Fax/E-Mail um 12:10 
Uhr an die Behörde übermittelt. Die Be-
schwerde ist in diesem Fall als unzulässig 
(verspätet) zurückzuweisen.

13) Baupolizeiliche Aufträge
Der baupolizeiliche Auftrag (Spruch) 

hat dem Bestimmtheitsgebot zu entspre-
chen. Dies bedeutet, dass jedenfalls ein 
Fachmann zB. ein Baumeister auf An-
hieb erkennen muss, welche Maßnahmen 
konkret umzusetzen sind. Komplizierte 
Formulierungen sollten tunlichst vermie-
den werden.

14) Beschwerdevorentscheidung
Im Anwendungsbereich des AVG ist 

die Beschwerdevorentscheidung innerhalb 
von zwei Monaten möglich. Die Behörde 

(Bürgermeister) kann in alle Richtungen 
entscheiden (aufheben, abändern, ab-
weisen oder zurückweisen). Wenn keine 
Änderung des Bescheides notwendig ist, 
dann ist der gesamte Akt ohne größeren 
Aufschub an das LVwG zu übermitteln. 
Im Anwendungsbereich der BAO (Abga-
benrecht) ist eine Beschwerdevorentschei-
dung zwingend (außer der Beschwerde-
führer verzichtet darauf ) vorgesehen.

Interessant ist auch, dass in Ostti-
rol hinsichtlich der Bereitstellung von 
Bausachverständigen ein eigener Ge-
meindeverband gegründet wurde, welcher 
den Osttiroler Gemeinden zwei hoch-
bautechnische Sachverständige für die 
Abwicklung sämtlicher Bauverfahren zur 
Verfügung stellt.

Die obigen Beispiele und Stolperfallen 
zeigen auf, wie komplex ein Bauverfahren 
in der Praxis ist. Fortbildungen wie diese 
sollten dazu dienen, dass Fehler vermieden 
und Bauverfahren nicht durch Beschwer-
den unnötig in die Länge gezogen werden.
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Eine grenzüberschreitende Zusammen-
arbeit: Das ist die Idee hinter dem Projekt 
Europaregion Tirol-Südtirol-Trentino. 
Dank einer EU-Verordnung aus dem Jahr 
2006 konnte diese Zusammenarbeit der 
drei Landesteile des historischen Tirols auf 
eine neue Stufe gehoben werden. Am 14. 
Juni 2011 unterzeichneten die drei dama-
ligen Landeshauptleute Günther Platter 
(Tirol), Luis Durnwalder (Südtirol) und 
Lorenzo Dellai (Trentino) auf Castel Thun 
im Trentiner Nonstal die Gründungs-
verträge zum sogenannten Europäischen 
Verbund für territoriale Zusammenarbeit 
(EVTZ). Ab diesem Zeitpunkt nimmt die 
Kooperation der drei Länder in zahlrei-
chen greifbaren Bereichen wie Verkehr, 
Wirtschaft, Landwirtschaft, Bildung oder 
Kultur ihren Lauf. Gegenseitiger Aus-
tausch und grenzüberschreitendes Denken 
sind stets der Leitfaden der Europaregi-
on. Vermehrt soll dabei auf Bürgernähe 
hingearbeitet werden und in diesem 
Zusammenhang nehmen Gemeinden eine 
zentrale Rolle ein.

Idee und Zweck der Studie
„Kooperationen auf Gemeindeebene in 

der Europaregion Tirol“
Gemeinden stellen die kleinsten Ge-

bietskörperschaften im rechtlichen Sinne 
dar. Umso größer ist ihre Rolle allerdings 
im täglichen Leben aller Bürgerinnen und 
Bürger. So gibt es in Österreich beispiels-
weise seit 2010 die Initiative „Europa fängt 
in der Gemeinde an“, die mithilfe der 
sogenannten Europa-GemeinderätInnen 
die Politik und Maßnahmen der EU in die 
Gemeindeebene integrieren will. Auch der 
Präsident des Europäischen Rates Donald 
Tusk hat bei der Plenarsitzung des Euro-
päischen Ausschusses der Regionen (AdR) 
am 12. Februar 2016 in Brüssel einen 
starken Appell an Europa gerichtet. Vor 
dem Hintergrund zahlreicher Herausfor-
derungen mit denen sich Europa konfron-
tiert sieht, betonte Tusk die bedeutende 
Rolle, welche den Regionen, Städten und 
Gemeinden zu Teil werde. 

Die Europaregion Tirol-Südtirol-
Trentino verfolgt seit jeher das Ziel, auf 

lokaler Ebene spürbar zu werden und eine 
Europaregion für die Bürgerinnen und 
Bürger darzustellen. Die Gemeinden spie-
len folglich eine unersetzliche Hauptrolle 
auf der Bühne der Europaregion. Günther 
Platter, Landeshauptmann von Tirol, hat 
am 23. Jänner 2015 alle 279 politischen 
Gemeinden des Bundeslandes Tirol posta-
lisch zur Teilnahme an einer Erhebung der 
vielfältigen, länderübergreifenden Ko-
operationen, Partnerschaften, Initiativen, 
Freundschaften und Kontakten auf Ebene 
der Gemeinden eingeladen. Die Initiative 
und Erhebung der Studie ist in seinem 
Auftrag vom Gemeinsamen Büro der Eu-
roparegion umgesetzt worden und wurde 
vom Tiroler Gemeindeverband fachlich 
unterstützt. So konnte bis Mai 2015 eine 
umfassende und gesamthafte Darstellung 
der grenzüberschreitenden Initiativen auf 
Ebene der Gemeinden erarbeitet werden, 
bei der alle politischen Gemeinden Tirols, 
mit Ausnahme von zwei Kleingemeinden 
(Faggen und Gramais), teilgenommen 
haben.

Das Ergebnis der Studie
Die Auswertung der durchgeführten 

Studie stellt deutlich dar, welchen gro-
ßen Stellenwert eine grenzübergreifende 
Partnerschaft zwischen den Gemeinden 
der Europaregion einnimmt. Insgesamt 
gaben 97 von 279 Tiroler Gemeinden an, 
mindestens einen grenzüberschreitenden 
Kontakt mit zumindest einer anderen Ge-

Zusammenarbeit auf Bürgerebene:
Die Europaregion und ihre Gemeinden

Abb. 1: Anzahl der grenzübergreifenden Gemeinde-
partnerschaften innerhalb der Europaregion

Mag. Emanuel Aichner,
Mag. Karin Gschnitzer
Amt der Tiroler
Landesregierung
Abteilung Südtirol, Europare-
gion und Außenbeziehungen
Eduard-Wallnöfer-Platz 3
A-6020 Innsbruck
Tel. +43 512 508 2342
E-Mail: aussenbeziehungen@
tirol.gv.at 
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meinde oder Stadt außerhalb von Öster-
reich zu pflegen. Von diesen 97 Gemein-
den unterhalten 45 eine Zusammenarbeit 
mit einer Südtiroler oder einer Trentiner 
Gemeinde, was immerhin 16% aller politi-
schen Gemeinden des Bundeslandes Tirol 
ausmacht (Abb.1). Einzelne Gemeinden 
pflegen mehrere Gemeindepartnerschaf-
ten, wodurch sich ein Gesamtbild von 52 
Gemeindekooperationen innerhalb der 
Europaregion Tirol-Südtirol-Trentino 
ergibt. Zum größten Teil findet die grenz-
überschreitende Zusammenarbeit mit 
Südtiroler Gemeinden statt, mit Trentiner 
Gemeinden lassen sich bis dato nur sechs 
Partnerschaften ausmachen (Abb. 3). 

Die Anzahl der Gemeindepartner-
schaften ist regional unterschiedlich stark 
ausgeprägt. Lokale Hotspots der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit finden 

sich vor allem im Bezirk Innsbruck Land, 
wie z.B.:

- Mühlbachl mit Freienfeld, Mühlbach 
und Brenner

- Fritzens mit Eppan und Natz-Schabs
- Hall mit Brixen und Arco
- Natters mit Barbian und Völs am 

Schlern
Weitere Hotspots bilden Lienz in Zu-

sammenarbeit mit Bruneck und Innichen 
sowie Schwaz als Gemeindepartner von 
Tramin und Trient.

Das Gedenkjahr 1984 anlässlich des 
175. der Tiroler Volkserhebung unter 
Andreas-Hofer setzte einen bedeutenden 
Schwerpunkt im Hinblick auf die geistige 
und kulturelle Landeseinheit. Zahlreiche 
Initiativen wurden anlässlich des Geden-
kens gesetzt, vom Landesfestumzug über 
die Gründung des Tiroler Landesinstituts 

Abb. 2: Anzahl und Zeitpunkt der Bildung von Gemeindepartnerschaften
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bis hin zur Initiierung von Gesamtti-
roler Gemeindepartnerschaften. Dieser 
sprunghafte Anstieg an neu entstanden 
Kooperationen und Kontakten zwischen 
Tiroler und Südtiroler Gemeinden erklärt 
sich vor dem Hintergrund des Andreas-
Hofer-Gedenkjahres vor allem durch die 
politische Förderung einer Zusammenar-
beit seitens der damaligen Landeshaupt-
leute Silvius Magnago (Südtirol) und 
Eduard Wallnöfer (Tirol). Im Vergleich 
zur Zusammenarbeit zwischen Tiroler 
und Südtiroler Gemeinden beginnen die 
Gemeindepartnerschaften mit Trentino 
erst relativ spät, allerdings lässt sich eine 
kontinuierliche Entwicklung feststellen 
(Abb. 2).

Treibender Motor für die grenzüber-
schreitende Zusammenarbeit ist in 77% 
der Fälle die eigene Gemeinde, wobei die 
Natur der Partnerschaften im Großteil 
als beidseitig beurteilt wird. Formell ist 
die Zusammenarbeit häufig durch einen 
Partnerschaftsvertrag (35%) verankert 
oder durch eine informelle Abmachung 
(33%) begründet. In 10% der Fälle wurde 
sogar angegeben, dass hinsichtlich der 
gemeinde- und länderübergreifenden Ko-
operation ein entsprechender Gemeinde-
ratsbeschluss existiert. Kundgegeben wird 
die Gemeindepartnerschaft in 40% der 
Fälle durch eine öffentliche Hinweistafel 
(Abb.3 und 4). 

Inhaltlich findet eine Zusammenarbeit 
vor allem in den Themenbereichen Kultur, 
Schützen, Sport, Schulen/Schüleraus-

tausch und Vereinsaustausch statt. Hin-
sichtlich konkreter Aktivitäten wurden 
vorwiegend Besuche und Gegenbesuche 
sowie gegenseitige Einladungen genannt, 
wobei es im Rahmen der Gemeindepart-
nerschaften  in den überwiegenden Fällen 
(42%) öfter als einmal im Jahr zu einem 
Austausch kommt. Der Stellenwert der 
Zusammenarbeit wird insofern als kons-
tant beschrieben (38%) und nur in sechs 
Prozent der Fälle über den Zeitverlauf hin 
betrachtet als rückläufig eingestuft.

Träger der Partnerschaften sind auf Ge-
meindeebene in der absoluten Mehrheit 
kulturelle Vereine (62%), gefolgt von poli-
tischen Entscheidungsträgern (56%) sowie 
musikalischen Vereinen (48%). Im Bereich 
der kulturellen Vereine werden die Schüt-
zen am häufigsten als diejenige Gruppe 
genannt, welche die Zusammenarbeit 
besonders aktiv mitträgt (21 Nennungen). 
Bei den musikalischen Vereinen sind dies 
die Musikkapellen mit 15 Nennungen, 
gefolgt von Schulen, Unternehmen, Sport-
vereinen und Feuerwehren (Abb.5). 

Ausblick in die Zukunft
In 40% der bestehenden Gemeinde-

partnerschaften in Tirol möchte man 
den Kontakt mit Gemeinden in Südtirol 
und dem Trentino innerhalb der kom-
menden zwei Jahre intensivieren oder 
ausbauen. In der absoluten Mehrheit der 
Partnerschaften gibt es einen eigenen 
zuständigen Beauftragten und konkreten 
Ansprechpartner für die grenzüberschrei-

Abb. 3 und 4: Formelle Grundlagen und Kooperationsformen der Gemeindepartnerschaften
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tende Zusammenarbeit. Die überwiegende 
Mehrheit der Gemeinden mit zumindest 
einer Partnerschaft zu einer Gemeinde 
innerhalb der Europaregion Tirol-Südti-
rol-Trentino zeigt sich grundsätzlich an 
einer Zusammenarbeit auf Gemeinde-
ebene interessiert (44%). Von den Tiro-
ler Gemeinden, die sich noch in keiner 
Partnerschaft mit einer Südtiroler oder 
Trentiner Gemeinde befinden, bekunden 
14% ihr Interesse, eine solche Partner-
schaft bis zum Jahr 2020 einzugehen zu 
wollen (Abb6). 68% der interessierten 
Gemeinden möchten sich hierbei vom 
Gemeinsamen Büro der Europaregion bei 
der Kontaktaufnahme unterstützen lassen 
(Abb.7). 

Abb. 5: Träger der Partnerschaften innerhalb der 
Gemeinden

Personalia
Bgm. Johann Thaler, Reith i.A.   65
Präsident Prof. Helmut Mödlhammer 65
Alt-Bgm. Karl Kapferer, St. Sigmund i.S.  65
Alt-Bgm. Johann Geißler, Wattenberg 75
Abg. z. Nationalrat a.D. Alt-Bgm. Franz Hörl, Gerlos 60
Bgm. Paul Hauser, Matrei a.Br. 60
LH-Stv. ÖR Josef Geisler 55 
Alt-Bgm. Johann Schuler, Kolsass 80
Bgm. Georg Wartelsteiner, Hainzenberg 60
Bgm. Mag. (FH) Stefan Lagg, Lermoos 50 
Bgm. DI Andreas Danler, Patsch 50 
Bgm. Josef Ritzer, Ebbs 55 
Bgm. Josef Dillersberger, Schwoich 65
Bgm. Leonhard Niedermoser, St. Jakob i.H. 65
LH-Stv. i.R. Alt-Bgm. Hans Tanzer, Rum 80
Bgm. Thomas Tschapeller, Iselsberg-Stronach 55
Bgm. Dr. Eva Maria Posch, Hall i.T. 55

Abb. 6: Gemeinden Tirols momentan ohne Partner-
schaften innerhalb der Europaregion, die aber eine 
Gemeindepartnerschaft in den kommenden Jahren 
eingehen möchten.

Abb. 7: Gemeinden Tirols, die sich bei der Bildung 
einer Partnerschaft vom Büro der Europaregion 
unterstützen lassen wollen.
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Kammer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten für Tirol 
und Vorarlberg
Rennweg 1, Hofburg
6020 Innsbruck
Tel. 0512 588 335
Fax: 0512 588 335-6
E-Mail: arch.ing.office@
kammerwest.at
Internet: www.kammerwest.at

zu empfehlen. Denn bisher hat sich das 
Modell in Tirol, abgesehen vom Innsbru-
cker Gestaltungsbeirat, der vor wenigen 
Jahren eingerichtet wurde, und eines Lan-
desbeirates, der aber nur einen kleinen Teil 
aller projektierten Bauten abdecken kann, 
nicht ausreichend etablieren können.

Doch worauf gilt es bei der Einrich-
tung eines Gestaltungsbeirates und der 
Abwicklung zu achten? Wie die Arbeit 
im Gestaltungsbeirat ablaufen kann 
und welche Effekte das für den Ort hat, 
schildert Bernard Frei vom Bauamt der 
Stadt Feldkirch, wo seit knapp einem 
Vierteljahrhundert ein Gestaltungsbeirat 
besteht. Wie in vielen anderen Gemein-
den hat auch der Feldkircher Fachbeirat 
drei Mitglieder, in diesem Fall sind es 
Architekten aus dem weiteren Umfeld des 
Bundeslandes – derzeit aus Salzburg, Chur 
und München. Andere, vor allem kleinere 
Ortschaften, setzen auf Architekten aus 
der Region. Allen gemeinsam ist, dass 
die Beiräte mehrere Jahre in einer Ge-
meinde tätig sind, um die Gegebenheiten 
gut kennenzulernen, dass aber nach dem 
Rotationsprinzip auch immer wieder ein 
Wechsel stattfindet.

Die Organisation – die Vorbereitung, 
Abwicklung und Nachbereitung – liegt in 
den Händen der Stadt oder des Dorfes. 
Meist werden bereits am Anfang des Jah-
res mehrere Beiratssitzungen vereinbart. 
Welche Projekte in den Gestaltungsbeirat 
kommen, liegt im Ermessen der Ge-
meinde, Kriterien können die Größe des 
Bauvorhabens, eine im Ortsbild besonders 
exponierte Lage, ein denkmalgeschütztes 
Umfeld oder die Überschreitung be-
stimmter Vorgaben, wie der Baudichte 
sein. Angesichts dessen ist es nur schlüssig, 
dass der Beirat in Feldkirch auch immer 
Begehungen der Orte vornimmt, an denen 
die jeweiligen Projekte umgesetzt werden 
sollen.

Ein wichtiger Punkt – das betont Bern-

Das Wichtigste, sagt Helmut Kuess, 
Architekt und Mitglied mehrerer Gestal-
tungsbeiräte in Vorarlberg, sei, sich der 
beratenden Funktion bewusst zu sein. Es 
gehe nie um Konfrontation, sondern im-
mer darum, mit Planern und Gemeinden 
gute Lösungen für die Gestaltung neu zu 
errichtender Bauten zu finden. Die Archi-
tektengremien, die von den Kommunen 
einberufen und bezahlt werden, begutach-
ten Bauprojekte in einem frühen Pla-
nungsstadium, um den „Schutz des Orts- 
und Landschaftsbildes“ (§ 17 Vbg BauG) 
zu gewährleisten. Anders als Raumplaner 
oder hochbautechnische Sachverständi-
ge, die technische Aspekte begutachten, 
kümmern sich Gestaltungsbeiräte um 
die Ästhetik eines Gebäudes und wie es 
sich in das Ortsbild einer Gemeinde fügt. 
Gemeinden, die einen Gestaltungsbeirat 
einrichten, geben damit nicht die Ent-
scheidungskompetenz in Baufragen ab, 
sondern lassen sich von Fachleuten bei der 
Entscheidungsfindung unterstützen.

Der erste Gestaltungsbeirat wurde 
in Salzburg eingerichtet, nach seinem 
Vorbild entstand vor dreißig Jahren in 
Lustenau der erste Beirat in Vorarlberg. 
Seither gehört es im westlichsten Bundes-
land Österreichs beinahe schon zum guten 
Ton, Bauprojekte einer Architektenrunde 
vorzulegen, bevor die politischen Gremien 
darüber entscheiden – nicht nur in den 
größeren Städten, sondern auch und vor 
allem in den Dörfern. Über die Jahre ha-
ben sich die Fachbeiräte als relativ einfach 
zu installierende, aber sehr wirkungsvolle 
Instrumente erwiesen, um einen Diskurs 
zwischen Planern, Bauherren, politi-
schen Entscheidungsträgern, Verwaltung 
und Beiräten zu führen und dadurch die 
ästhetische Qualität des Ortsbildes zu 
verbessern – gute Gründe für Daniel Fü-
genschuh, den Vorsitzenden der Sektion 
Architekten in der Kammer der Architek-
ten und Ingenieurkonsulenten für Tirol 
und Vorarlberg, auch Tiroler Gemeinden 
die Einrichtung von Gestaltungsbeiräten 

Architekt DI Daniel 
Fügenschuh
Sektionsvorsitzender 
Architekten der Kam-
mer der Architekten und 
Ingenieurkonsulenten für 
Tirol und Vorarlberg

Kompetent beraten zum stimmigen Ortsbild
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In Tirol sind sie (noch) eine Seltenheit, in Vorarlberg haben sich Gestaltungsbeiräte in klei-
nen und großen Gemeinden seit dreißig Jahren bewährt: als Entlastung für die politischen 
Vertreter und die Verwaltung, aber auch als Ratgeber für Bauträger und Planer.
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hard Frei als Vertreter der Stadt ebenso 
wie Helmut Kuess als erfahrener Beirat 
– ist, dass die Projekte zu einem frühen 
Zeitpunkt der Planung vorgelegt werden. 
„Dann kann man wirklich diskutieren“, 
meint Kuess, „und für die Planenden 
lassen sich so leere Kilometer vermei-
den.“ Nach der Diskussion, die unter 
den Beiräten allein oder gemeinsam mit 
einem politischen Vertreter der jeweiligen 
Gemeinde oder einem Mitglied des Bau-
amtes stattfindet, ergeht eine schriftliche 
Stellungnahme, die der entscheidenden 
Institution – Bürgermeister oder Pla-
nungsausschuss – vorgelegt wird. Diese 
entscheidet dann über das Projekt, das 
entweder in der geplanten Form ausge-
führt oder den Vorschlägen des Gestal-
tungsbeirates entsprechend weiterentwi-
ckelt wird. Die Vorteile dieses Verfahrens 
fasst Bernhard Frei zusammen: „Es gibt 
einen Mehrwert für die Gemeinde, aber 
auch für die Antragsteller. Ein Projekt 
kann sich entwickeln, es verbessert sich im 
Regelfall, macht einen Qualitätsschub.“

Über die Jahre haben in den Vorarlber-
ger Ortschaften zahlreiche Projekte die 
Fachbeiräte durchlaufen. Deren Vorschlä-
ge und die darauf basierenden Entschei-
dungen der politischen Gremien sind im 
jeweiligen Ortsbild sichtbar geworden, 
und das auf unterschiedliche Weise. „Es 
gibt Projekte“, sagt Helmut Kuess, „die 
entstanden sind und hinter denen man 
stehen kann“, und es gebe solche, die 
„man nicht sieht“, weil sie verhindert 
wurden. Eine Folge davon zeigt Archi-
tekt Rainer Noldin, Wettbewerbskonsu-
lent der Ziviltechnikerkammer für Tirol 
und Vorarlberg, auf: Die Tatsache, dass 

Projekte von Fachleuten in ästhetischer 
Hinsicht beurteilt werden, führe dazu, dass 
Bauherren von vornherein bessere Projek-
te vorlegten. „Man will sich keine Blöße 
geben“, fügt Helmut Kuess hinzu – ein 
positiver Nebeneffekt, von dem wiederum 
die Gemeinde profitiert.

Die zahlreichen Vorarlberger Beispiele 
von Dornbirn bis Wolfurt zeigen, wie 
sinnvoll das Instrument Gestaltungsbei-
rat wirken kann. Ähnliches würden sich 
Daniel Fügenschuh und Rainer Noldin 
auch für die Tiroler Dörfer und Städte 
wünschen. Vom Wettbewerbskonsulenten 
Noldin, erreichbar unter wettbewerbs-
konsulent@kammerwest.at, können sich 
interessierte Bürgermeister und andere po-
litische Vertreter übrigens dabei kostenlos 
beraten lassen, wenn sie in ihrer Gemeinde 
einen Gestaltungsbeirat einrichten wollen.

Bauten in exponierten Lagen, wie hier der Wohnbau Göfiserstraße, werden in Feld-
kirch vom Architekturfachbeirat ebenso begleitet wie Bauten für öffentliche Institutio-
nen oder Industrieanlagen.
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werten diese aus, schreiben Briefe nach 
Diktat oder allgemeinen Angaben (Stan-
dardbriefe) mittels EDV. Sie erstellen etwa 
Adressdateien oder Textbausteine und be-
dienen die Textverarbeitungsprogramme.

• Für den Tätigkeitsbereich der Büro-
organisation sind die Verwaltungsassis-
tentInnen mit der betrieblichen Struktur 
ihres Unternehmens vertraut. Sie kennen 
den Aufbau und die Aufgaben und Zu-
ständigkeiten in der betrieblichen Verwal-
tung und die betrieblichen Arbeitsabläufe. 
Im Rahmen dieser Tätigkeiten legen die 
Verwaltungs-assistentInnen Statistiken, 
Karteien, Dateien und Geschäftsstücke an, 
führen und archivieren sie. 

• Auch der Verkehr mit Behörden, 
Sozialversicherungsträgern und anderen 
Organisationen gehört zu den Aufgaben 
der VerwaltungsassistentInnen. Zu ihren 
bürotechnischen Organisations- und 
Arbeitsmitteln zählen z.B. Kartei- und 
Ablagesysteme, Bürogeräte sowie Kom-
munikationsmittel wie Telefonanlage, 
Faxgerät usw..

• Die VerwaltungsassistentInnen ver-
walten Termine (koordinieren und über-
wachen) und bereiten Besprechungen, 
Sitzungen und Dienstreisen vor. Dabei 
bestellen sie Unterkünfte und reservieren 
Tickets. Auch die Nachbereitung von 
Dienstreisen und Veranstaltungen (etwa 
das Abrechnen der Reisespesen) fällt in 
den Aufgabenbereich der Verwaltungsas-
sistentInnen. Oft haben sie auch Umgang 
mit KundInnen. (Anmeldung, Informa-
tion und Betreuung der KundInnen und 
Parteien).

• Weiters sind die Verwaltungsassisten-
tInnen für die Beschaffung der für den 
Bürobetrieb notwendigen Materialien 
(Schreibmaterial und Papier, Ordner und 
Mappen, Einrichtungsgegenstände usw.) 
verantwortlich. Sie bestellen neues Materi-
al und rechnen die Lieferungen ab.

• Auch das betriebliche Rechnungswe-
sen wird von den VerwaltungsassistentIn-
nen bearbeitet. Sie verfügen über Kennt-
nisse der betriebsspezifischen Steuern 

Ein junger Lehrberuf
Den Lehrberuf der Verwaltungs-

assistentInnen gibt es seit 1997. Bei der 
Einführung wurde besonders an die 
Gemeindeverwaltungen gedacht. Im Jahr 
2015 wurden österreichweit rund 1.550 
Lehrlinge im Lehrberuf „Verwaltungs-
assistentIn“ ausgebildet. In Tirol werden 
die meisten Lehrlinge von Gerichten, 
Polizei, Sozialversicherungsträgern, 
Bundesschulen und anderen Bundesins-
titutionen ausgebildet, einige vom Land 
Tirol und – gegen den österreichweiten 
Trend – nur sehr wenige von Gemeinden. 
Darum möchten wir die Möglichkeit, 
„VerwaltungsassistentInnen“ auszubilden 
in Erinnerung rufen.

VerwaltungsassistentInnen erledigen die 
Büroarbeiten im Administrationsbereich 
großer Unternehmen und Institutionen, 
vor allem in der öffentlichen Verwaltung, 
aber auch etwa im Gesundheitswesen 
(Krankenhäuser), in Versicherungen, im 
Dienstleistungsbereich oder bei den Frei-
en Berufen (Ärzte, Rechtsanwälte, Archi-
tekten usw.). 

Als Ausbildungs- bzw. Lehrbetriebe und 
Beschäftigungsbetriebe für den Lehrbe-
ruf „VerwaltungsassistentIn“ kommen 
vor allem der öffentliche Dienst (Ver-
waltungskörperschaften des Bundes, der 
Länder und der Gemeinden) und öffent-
liche Institutionen (Sozialversicherungen, 
gesetzliche Interessenvertretungskörper-
schaften, Verbände, Einrichtungen des 
Gesundheitswesens usw.), große Wirt-
schaftsbetriebe mit eigenen Verwaltungs-
abteilungen oder Versicherungen in Frage. 

Das erledigen VerwaltungsassistentInnen:
• Eine wichtige Aufgabe der Verwal-

tungsassistentInnen ist die Erledigung 
des Postein- und -ausganges, der Ablage, 
Evidenz und Registratur. 

• Sie fertigen Texte und sonstige Schrift-
stücke an, die sie formgerecht formulieren. 
Dabei arbeiten sie auch mit Formularen 
und Vordrucken. 

• Sie stellen Berichte zusammen und 

Als Lehrling in der Gemeindeverwaltung
Lehrberuf: „VerwaltungsassistentIn“
Ein wertvoller Anknüpfungspunkt für Jugend und Gemeinde

Herbert Unterlechner,
Direktor der TFBS für Handel 
und Büro Innsbruck
Tel. 0512 284531
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und Abgaben, kennen die Aufgaben und 
Funktionen sowie die rechnergestützten 
Abläufe des betrieblichen Rechnungswe-
sens. Das betrifft die Lohn- und Gehalts-
verrechnung und die Kostenrechnung. 
Ein Schwerpunkt ihrer Arbeit liegt in der 
Abwicklung des Zahlungsverkehrs mit 
Lieferanten, KundInnen, Behörden, Post 
und Geld- und Kreditinstituten. Sie bu-
chen und kontieren die Zahlungsbeträge 
und erstellen Auswertungen und Statis-
tiken zum Zahlungsverkehr und anderen 
Verwaltungsvorgängen.

Die schulische Ausbildung findet in Ti-
rol an folgenden Fachberufsschulen statt:

• Tiroler Fachberufsschule für Handel 
und Büro Innsbruck 

• Tiroler Fachberufsschule für Handel 
und Büro Imst

• Tiroler Fachberufsschule für Handel 
und Büro Schwaz

• Tiroler Fachberufsschule für Handel 
und Büro Reutte

• Tiroler Fachberufsschule für Handel 
und Büro Kitzbühel

• Tiroler Fachberufsschule Lienz
• Tiroler Fachberufsschule für Wirt-

schaft und Technik Kufstein

Der Schulbesuch findet an einem Tag 
pro Woche über drei Schuljahre statt. 
Während eines Semesters im ersten 
Schuljahr kommt ein zweiter Schultag 
dazu. Für den Unterrichtsgegenstand 
„Verwaltungsfachkunde“ finden geblockte 
Unterrichtszeiten an der TFBS für Han-
del und Büro Innsbruck statt.

Der Lehrberuf „Verwaltungsassistent/in“ 
schließt den Lehrberuf „Bürokauffrau/-
mann“ ein. Dadurch kann ein ausgelernter 
Lehrling in jedem Büro der Privatwirt-
schaft eingesetzt werden.

Für weitere Fragen zum Lehrberuf 
stehen Ihnen alle oben genannten Schulen 
gerne zur Verfügung.
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Tirols Bürgermeister trafen sich heuer 
auf der Agro-Alpin-Messe in Innsbruck

Nicht wie sonst üblich am Eröffnungstag der Innsbrucker Herbstmesse, sondern – 
wegen einer Terminkollision mit dem Österreichischen Gemeindetag in Klagenfurt – 
auf der Agro Alpin 2016 fand heuer das traditionelle Bürgermeistertreffen des Tiroler 
Gemeindeverbandes statt. Zahlreiche Gemeindechefs ließen sich die Gelegenheit 
nicht entgehen, um dieser Zusammenkunft beizuwohnen. Verbandspräsident Bgm. 
Ernst Schöpf wusste unter anderem zu berichten, dass beim Finanzausgleich 106 
Millionen Euro für die Gemeinden herausgeschlagen wurden. Unsere Bilder zeigen 
Schöpf im Gespräch mit Alois Rathgeb von der GemNova (links) und mit Landes-
hauptmann-Stellvertreter Josef Geisler. (pele)
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Mag. Peter
Stockhauser,
Geschäftsführer

Adamgasse 7a
6020 Innsbruck

Tel.  0512 587 130-13
Fax: 0512 587 130-14

E-Mail: p.stockhauser@
gemeindeverband-tirol.at
Internet:
www.gemeindeverband-
tirol.at
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mVerlängerung der Schwellenwertever-
ordnung

Mit BGBl. II Nr. 250/2016 vom 
13.09.2016 wurde die Schwellenwerte-
verordnung wiederum verlängert. Damit 
können die bekannten Freiräume bei Auf-
tragsvergaben im Unterschwellenbereich 
– wie bereits bisher – auch zukünftig in 
Anspruch genommen werden. Öffentliche 
Stellen und vor allem Gemeinden können 
somit auch weiterhin Aufträge bis 100.000 
Euro ohne Ausschreibung vergeben. Die 
Verlängerung gilt wiederum nur befristet 
und zwar vorerst bis zum 31.12.2018.

m(Rechtzeitige) Geltendmachung des 
Honoraranspruches eines nichtamtlichen 
Sachverständigen

Die Bestellung eines nichtamtlichen 
Sachverständigen und dessen Beauftra-
gung mit der Erstellung eines Gutachtens 
ist gemäß § 52a AVG zulässig, sofern es 
eines Sachverständigenbeweises bedarf 
und hiefür keine amtlichen Sachverständi-
gen zur Verfügung stehen. Gegenüber den 
Parteien kommt der Heranziehung (§ 52 
Abs. 2 AVG) nichtamtlicher Sachverstän-
diger gemäß § 39 Abs. 2 letzter Satz AVG 
der Charakter einer nichtselbständig an-
fechtbaren Verfahrensanordnung im Sinne 
des § 63 Abs. 2 AVG zu (vgl. VwGH 
12.03.1991, 91/07/0017 ua). 

Kosten zulässigerweise herangezogener, 
also notwendiger nichtamtlicher Sach-
verständiger, sind Barauslagen im Sinne 
des § 76 Abs. 1 AVG. Der Kostenersatz 
gemäß § 76 Abs. 1 setzt Aufwendungen 
seitens der belangten Behörde voraus, 
dh die Behörde muss die Gebühr ge-
genüber dem Sachverständigen gemäß § 
53a AVG bescheidmäßig festgesetzt und 
auch bezahlt haben (VwGH 24.02.2004, 
2002/05/0658). Nach § 38 Gebührenan-
spruchsgesetz (GebAG) hat der Sachver-
ständige den Anspruch auf seine Gebühr 
binnen 14 Tagen nach Abschluss seiner 
Tätigkeit bei sonstigem Verlust schriftlich 
oder mündlich, unter Aufgliederung der 
einzelnen Gebührenbestandteile geltend 
zu machen. § 38 GebAG sieht dabei 
keine besondere Formvorschrift für die 

Geltendmachung der Gebühr vor. Ob die 
Geltendmachung des Anspruches nach 
dem Gebührenanspruchsgesetz als Rech-
nung oder Honorarnote bezeichnet wird, 
ist daher unwesentlich. Sofern die Hono-
rarnote keine Aufgliederung der einzelnen 
Gebührenbestandteile enthält, stellt dies 
einen verbesserungsfähigen Mangel dar.  
Nachträgliche Aufklärungen zu bereits 
bezeichneten Gebühren, fallen also nicht 
unter die Präklusivfrist des § 38 Abs. 1 
GebAG. Verzeichnet der Sachverständi-
ge dagegen im Verbesserungsverfahren 
anstelle der zunächst verzeichneten Pau-
schalgebühr eine höhere aufgeschlüsselte 
Gebühr, so ist das Mehrbegehren abzu-
weisen, wenn es außerhalb der Frist nach § 
38 Abs. 1 GebAG geltend gemacht wurde. 
In diesem Zusammenhang ist auch auf 
§ 25 Abs. 1a GebAG hinzuweisen. Der 
nichtamtliche Sachverständige hat daher 
auf eine den Wert von Euro 2.000,- über-
steigende Honorarnote rechtzeitig hinzu-
weisen, andernfalls er insoweit den (den 
Betrag von Euro 2.000,- übersteigenden) 
Gebührenanspruch verliert (vgl. LVwG 
Tirol, 8.8.2016, LVwG-2016/40/0653-7).

Ein gegen die Bestimmungen des 
GebAG verstoßender Gebührenbestim-
mungsbescheid ist für die Partei des 
Hauptverfahrens nicht bindend. Die Par-
teien haben ein Recht darauf, dass ihnen 
nur jene Kosten auferlegt werden, die dem 
nichtamtlichen Sachverständigen auch 
zustehen (vgl. § 76 Abs 1 AVG), dh mit 
den Bestimmungen des § 53a AVG iVm 
dem GebAG in Einklang stehen (vgl dazu 
VwGH 11.09.1997, 97/07/0074 ua). In 
der Kommunikation zwischen nichtamtli-
chen Sachverständigen und den Gemein-
debehörden ist also darauf hinzuwirken, 
dass die oben genannten Formvorschriften 
eingehalten werden.

 
mAmts- und Steuergeheimnisse – Ver-

schwiegenheitspflichten
Amtsgeheimnisse sind geheime Tatsa-

chen, auf die sich die Pflicht zur Amtsver-
schwiegenheit erstreckt. Sie dürfen aus-
schließlich durch die amtliche Tätigkeit 
bekannt, dh aufgrund einer dienstlichen 

Aktuelles aus der Geschäftsstelle
von Mag. Peter Stockhauser und Mag. Clemens Peer
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Tätigkeit oder irgendwie sonst aufgrund 
der dienstlichen Position in Erfahrung 
gebracht worden sein. Nicht jedes „Aus-
plaudern“ von Dienstinterna unterfällt die-
ser Bestimmung, sondern nur ein solches, 
das auch geeignet ist, eines der im Gesetz 
bezeichneten geschützten Interessen zu 
beeinträchtigen. In diesen Bereich fallen 
beispielsweise die Bekanntgabe von perso-
nenbezogenen Daten die dem Grundrecht 
auf Datenschutz unterliegen, die Bekannt-
gabe von Berufs, Geschäfts- oder Betriebs-
geheimnissen, die Bekanntgabe von Bie-
terdaten in nicht offenen Vergabeverfahren 
oder die Bekanntgabe von Akteninhalten 
oder anderen Behördenvorgängen, bspw. 
auch an Medien.

Neben dem gerichtlich strafbaren Tat-
bestand der Verletzungen des Amtsge-
heimnisses nach § 310 StGB ist in diesem 
Zusammenhang aber auch auf die Straftat-
bestände nach § 355 StGB (Verletzung des 
Steuergeheimnisses) sowie die §§ 251, 252 
FinStrG (Verletzung der abgabenrechtli-
chen Geheimhaltungspflicht) hinzuweisen. 
Insbesondere Mitglieder von gemeindli-
chen Überprüfungsausschüssen sind dies-
bezüglich angehalten, die im Rahmen ihrer 
Tätigkeit in Erfahrung gebrachten perso-
nenbezogenen Informationen geheim zu 
halten und bspw. auch beim Vortrag von 
Prüfberichten im Rahmen einer öffentli-
chen Gemeinderatssitzung das Steuerge-
heimnis bzw. die abgabenrechtliche Ge-
heimhaltungspflicht zu wahren.

mBestätigungen an das Grundbuch für 
die Eintragung von Rechten an bebauten 
Grundstücken - Musterformular

Nach § 32 Abs. 1 lit. c Z 1 Tiroler Grund-
verkehrsgesetzes 1996 – TGVG 1996 darf 
– außer beim Erwerb von Wohnungsei-
gentum – ein Recht an einem Grundstück 
(z.B.: Eigentumsrecht, Baurecht, etc.) im 
Grundbuch nur eingetragen werden, wenn 
dem Grundbuchsgesuch (unter andren) 
eine Bestätigung des Bürgermeisters über 
die Flächenwidmung des betreffenden 
Grundstückes und über die Tatsache, dass 
es bebaut im Sinn des § 2 Abs. 3 ist, beige-
schlossen ist (oder eine rechtskräftige Fest-
stellung nach § 24 Abs. 2, dass es bebaut 
im Sinn des § 2 Abs. 3 ist, vorliegt). Mit 
LGBl. Nr. 113/2016 hat die Landesregie-
rung nunmehr ein Musterformular über die 

Form und den Inhalt einer entsprechenden 
Bestätigung herausgegeben. Hinsichtlich 
der von den Gemeinden zu verrechnenden 
Bundesgebühren und Verwaltungsabgaben 
tritt keine Änderung ein.

mVerbesserung des Informationsflusses 
innerhalb der Gemeinde

Für viele Gemeinden ist es eine Heraus-
forderung, die tägliche Menge an Informa-
tionen zu bewältigen. Nicht alles ist eine 
Information und nicht jeder braucht jede 
Information. Gerade deshalb ist es sinnvoll, 
den Fluss der Informationen besser zu struk-
turieren. Hierzu helfen einfache Fragen: Wer 
braucht welche Information von wem, wann 
und in welcher Form? Eine dementsprechen-
de Strukturierung verringert die Menge an 
überflüssigen Informationen.

Der Tiroler Gemeindeverband ist bestrebt, 
die Kommunen regelmäßig mit praxisbe-
zogenen Informationen und Fachbeiträgen 
(Gemeindezeitung, Newsletter, Veranstal-
tungshinweise, etc.) zu versorgen. Leider 
kommt es aber in manchen Gemeinden zu-
weilen vor, dass die in diesen Medien ent-
haltenen Informationen nicht die zustän-
digen Stellen in der Gemeindeverwaltung 
erreichen. Es wird daher an die Gemeinden 
appelliert, den Informationsfluss bei den ge-
nannten Medien so zu strukturieren (Ver-
teiler, Umlauf, etc.), dass wichtige Informa-
tionen und Fachwissen auch wirklich dort 
ankommen, wo sie bei der täglichen Arbeit 
auch tatsächlich benötigt werden.

mSchulungs- und Informationsveran-
staltungen

In nächster Zeit ist geplant, zu folgenden 
Themen Veranstaltungen durchzuführen: 

l „Neuerungen im Tiroler Dienst- 
und Besoldungsrecht der Gemeinde(-
verbands)bediensteten (inkl. Novelle 
2016/17)“

 
Referent: Mag. Peter Stockhauser, GF 

Tiroler Gemeindeverband

Dieses Seminar findet am Mittwoch, 
den 25. Jänner 2017 von 09.00 Uhr bis 
17.00 Uhr im Hotel Grauer Bär, Univer-
sitätsstraße 5-7, 6020 Innsbruck statt und 
wird vom Zentrum für Verwaltungsfor-

Mag. Clemens Peer
Geschäftsführer-Stv.

Adamgasse 7a
6020 Innsbruck

Tel.  0512 587 130-12
Fax: 0512 587 130-14

E-Mail: c.peer@
gemeindeverband-tirol.at
Internet:
www.gemeindeverband-
tirol.at
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schung – KDZ organisiert.

l „Die rechtlich gesicherte Zufahrt im 
Bauverfahren“

Referenten: RAe MMag. Dr. Eduard 
Wallnöfer und Mag. Simon Pöschl, AWZ 
Rechtsanwälte GmbH 

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Mittwoch, den 8. Februar 2017 im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten werden.

l „Mietrecht für Gemeinden – die Ge-
meinde als Vermieterin von Immobilien“

Referent: RA Dr. Joachim Tschütscher

Im Rahmen dieses Seminares setzen 
sich die TeilnehmerInnen mit Rechtsfra-
gen im Zusammenhang mit der Vermie-
tung und Verpachtung von Immobilien 
auseinander. Neben diversen Abgren-
zungsfragen im Anwendungsbereich des 
MRG/ABGB sollen insbesondere auch 
die Themen Befristungsvereinbarungen, 
Erhaltungspflichten und Kündigung 
erläutert werden.  

Diese Schulungsveranstaltung wird am 
Dienstag, den 14. Februar 2017 im Tiroler 
Bildungsinstitut Grillhof als „Ganztages-
veranstaltung“ angeboten werden.

l „Das Tiroler Bau- und Raumord-
nungsrecht – aktuelle Fragen aus der Ge-
meindepraxis (inkl. Novelle 2016)“

 
Referent: Mag. Clemens Peer, Tiroler 

Gemeindeverband

Dieses Seminar findet am Dienstag, den 
7. März 2017 von 09.00 Uhr bis 17.00 
Uhr im Hotel Grauer Bär, Universitäts-
straße 5-7, 6020 Innsbruck statt und wird 

vom Zentrum für Verwaltungsforschung 
– KDZ organisiert.

l „Tiroler Gemeindeordnung 2001 – 
Vertiefungsseminar und zentrale Neue-
rungen“ 

Referent: Mag. Peter Stockhauser, GF 
Tiroler Gemeindeverband

Dieses Seminar findet am Montag, den 
20. März 2017 von 09.00 Uhr bis 17.00 
Uhr im Hotel Grauer Bär, Universitäts-
straße 5-7, 6020 Innsbruck statt und wird 
vom Zentrum für Verwaltungsforschung 
– KDZ organisiert.

l „Tiroler Gemeindeabgaben richtig 
vorschreiben“ 

Referenten: Dr.in Monika Schwaigho-
fer, Abteilung Finanzen, Amt der Tiroler 
Landesregierung und Mag. Peter Stock-
hauser, GF Tiroler Gemeindeverband

Dieses Seminar findet am Mittwoch, 
den 5. April 2017 von 09.00 Uhr bis 17.00 
Uhr im Hotel Grauer Bär, Universitäts-
straße 5-7, 6020 Innsbruck statt und wird 
vom Zentrum für Verwaltungsforschung 
– KDZ organisiert.

Die Einladungen und Details zu den 
angeführten Veranstaltungen wurden bzw. 
werden im Wege des Tiroler Bildungs-
instituts Grillhof, Grillhofweg 100, 6080 
Innsbruck, bzw. vom Zentrum für Ver-
waltungsforschung – KDZ Management-
beratungs- und WeiterbildungsGmbH, 
Guglgasse 13, 1110 Wien, ausgesandt. Die 
Seminarbeschreibungen finden Sie auch 
zeitgerecht auf der Homepage des Tiroler 
Gemeindeverbandes.

Für allfällige Rückfragen stehen die 
MitarbeiterInnen des Tiroler Gemeinde-
verbandes in Innsbruck zur Verfügung.
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